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                     Ausgabe 77  – 24.03. 2009 
 

„Der Rote Seehas“  

 

 
 

Internetzeitung von und für Sozialdemokraten,  
Verbände und Privatpersonen aus der internationalen  

Bodenseeregion 
 

Editorial  
 

2009 – Superwahljahr: Kommunalwahlen, in BW, 
Europawahl, Bundestagswahl. 
 
Das Ende der Großen Koalition ist absehbar; noch 
wird der Fortgang der Regierung beteuert. An den 
Rändern bröckelt es.   
 
Die Finanz- und Wirtschaftskrise offenbart sich täg-
lich mit immer schlimmeren Nachrichten.  
 
Bemerkenswert  unbeeindruckt verhalten sich die 
Verbraucher und einige Politiker. Bei den Verbrau-
chern kann sich das ganz schnell ändern. Bei Politi-
kern sollte dies nicht vorkommen. Wenn Herr Wes-
terwelle Morgenluft wittert und vorgezogene Neu-
wahlen will, weil die Lage bei den Umfragewerten 
gerade in seinen Kram passt, sollten er und andere 
Populisten bedenken, dass wir jetzt eigentlich eine 
„Superkoalition“ aller Demokraten brauchen. 
  
Kein Mensch kann heute schon sehen ob die Maß-
nahmen der Großen Koalition (und der anderen In-
dustrieländer) helfen, die Krise zu überstehen. Be-

scheinigen kann man der Bundesregierung: sie hat 
mit Vorsicht und Bedacht gehandelt. 
 
Wir alle müssen umdenken. Über Kettenbriefe kom-
men nur wenige zum Erfolg, Schneeballsysteme sind 
nicht grundlos verboten. Mit immer neuen Krediten 
finanzierte Geschäfte mit Zinserträgen jenseits von 
10% Rendite zu erzielen, ist und war utopisch.  
 
Nachdem über 10.000.000.000.000$ vernichtet sind, 
gibt es nur ein Ziel: Umdenken, Raffgier vermeiden. 
Wer von den „Sündern“ sich immer noch uneinsich-
tig zeigt, verhält sich unsozial. 
 
Mag sein, dass die Politiker und die BürgerInnen in 
den letzten Jahren sich entfremdet haben, mag sein, 
dass  die Demokratie nicht mehr bei allen BürgerIn-
nen Vertrauen genießt. Haben wir Besseres? 
 
Bitte gehen Sie zur Wahl – Wählen heißt nicht nur 
Auswählen, es bedeutet auch Übernahme von Mit-
verantwortung. Wir alle sind der Souverän! 
 
es grüßt Sie 
die Redaktion  
Karl-Heinz König, Willi Bernhard 
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Liebe Genossin, lieber Genosse 
 

uns alle hat der Amoklauf in Winnenden zutiefst er-
schüttert. Unsere Anteilnahme gilt allen Angehöri-
gen, den Schülerinnen und Schülern und den Lehre-
rinnen und Lehrern der Albertville-Realschule. So-
wohl in der Fraktionssitzung als auch in einer Aktuel-
len Stunde haben wir uns mit dem Thema befasst. 
Der Impuls ist groß, nach Verschärfungen der Geset-
ze zu greifen. Doch auch die weitestgehenden gesetz-
lichen Regelungen können eine Tat wie diese nicht 
verhindern. Dafür sind die Hintergründe von Gewalt 
zu komplex und vielfältig. Wichtiger als schnelle 
übereilte Initiativen sind andere Lösungsansätze: Die 
Schule darf nicht nur Lern- sondern muss auch Le-
bensort sein, die Familie muss auffangen, wenn Prob-
leme auftauchen, die Gleichaltrigen müssen Anders-
sein akzeptieren. Kinder und Jugendliche brauchen in 
ihrem Lebensumfeld Anerkennung. 
 
Im Plenum haben wir uns in dieser Woche u. a. auch 
mit der Angemessenheit von Managergehältern, mit 
dem Gesetz zur weiteren Stärkung der Finanzmarkt-
stabilität, mit der besseren steuerlichen Absetzbarkeit 
von Krankenversicherungskosten und mit vier Ein-
zelgesetzen zum Umweltrecht beschäftigt. Diese 
Einzelgesetze sind notwendig, da die Union, insbe-
sondere die CSU, das Umweltgesetzbuch haben 
scheitern lassen.  Ein Umweltgesetzbuch, das neben 
der SPD auch alle Landesumweltminister der CDU, 
alle Umweltverbände und zahlreiche Wirtschaftsver-
bände unterstützen. Mit der Verhinderung eines ver-
einfachten und einheitlichen Umweltrechts schadet 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
die Union der Wirtschaft und der Umwelt gleicher-
maßen.  
 

Blockiert hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion un-
verständlicherweise in dieser Woche auch die Neure-
gelung der JobCenter. Obwohl es bereits eine Eini-
gung mit den Ländern, auch den unionsgeführten 
Ländern, gab, hat die CDU/CSU-Fraktion es vorge-
zogen, die Beschäftigten der ARGEn und die Arbeits-
losen mit unnötigen Sorgen zu belasten. Gerade jetzt 
müssen sich die Beschäftigten der ARGEn auf die 
Arbeitsvermittlung konzentrieren. Bundesarbeitsmi-
nister Olaf Scholz hat veranlasst, dass alle Verträge 
über Arbeitsgemeinschaften, die noch in diesem Jahr 
auslaufen, bis Ende 2010 verlängert werden. Dann 
muss es eine Neuregelung geben. So verlangt es ein 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts. Warum man 
diese Neuregelung nicht bereits jetzt einsetzen kann, 
damit bei der Vermittlung von Arbeitslosen alles 
reibungslos weiterlaufen kann, ist mit vernünftigen 
Argumenten nicht zu erklären.  
 
Und die Kanzlerin hat sich mal wieder nicht durch-
setzen können oder wollen. Es kann nicht angehen, 
dass die Union sich in einer Zeit, in der verlässliche 
und handlungsfähige Politik gefragt ist, wichtige und 
sinnvolle Vorhaben blockiert. Sie blockiert bei der 
Neuregelung der JobCenter, beim Umweltgesetz-
buch, beim Mindestlohn für Zeitarbeiter, bei der 
Bekämpfung von Steueroasen, bei der Bekämpfung 
von Steuerhinterziehung, bei der Abwrackprämie für 
alle, bei einer Lösung in der Opel-Krise usw. Es ist 
gut, dass die SPD auch Regierungsverantwortung 
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trägt. Wo die Union zaudert und blockiert, denkt und 
handelt die SPD. 
Eure  
     Für die SPD-Bundestagsfraktion, Petra Ernstberger, 
                                                                                      MdB  

 

Innenminister in Erklärungszwang: 
Wird die NPD nur durch ver-

deckte Ermittler am Leben  
erhalten? 

 
Abgeordneter Stephan Braun: “Ich verlange vom 
Innenminister eine rasche Aufklärung über seine 
ungeheuerlichen Aussagen zur NPD“  
 
Der SPD-Abgeordnete Stephan Braun, Experte seiner 
Fraktion für politischen Extremismus, sieht Innenmi-
nister Rech in erheblichem Erklärungszwang. Anlass 
ist eine Äußerung des Ministers zur NPD bei einer 
CDU-Veranstaltung in Gechingen im Kreis Calw. 
Nach einem Bericht der Kreisnachrichten / Schwarz-
wälder Bote Calw vom 5. März 2009 erklärte Rech 
bei dieser Veranstaltung vor rund 160 Besuchern, die 
Bedrohung durch den Islamismus sei ungebrochen, 
die Gefahr von rechts stufe er als weit geringer ein. 
Und dann wörtlich:  
 
„Wenn ich alle meine verdeckten Ermittler aus den 
NPD-Gremien abziehen würde, dann würde die NPD 
in sich zusammenfallen“, so der Innenminister. (zi-
tiert nach: Kreisnachrichten / Schwarzwälder Bote 
Calw vom 5.3.09).  
 
Braun: „Mit dieser Äußerung unterstellt Rech, dass 
die rechtsextremistische NPD nur noch durch ver-
deckte Ermittler der Polizei und V-Leute am Leben 
erhalten wird. Eine ungeheuerliche Aussage.“ Nach 
Informationen der SPD hat die Veranstaltung mit 
Innenminister Rech am 27. Februar stattgefunden.  
 
Stephan Braun verlangt nun in einer dringlichen Par-
lamentsinitiative sofortige Aufklärung durch den 
Innenminister. Rech müsse umgehend darlegen, ob er  
diese Äußerung tatsächlich so gemacht habe. Noch 
vor wenigen Tagen habe sich Rech im Zusammen-
hang mit der bundesweiten Diskussion über ein NPD-
Verbot ganz anders geäußert, stellte Braun fest. Da 
habe er sich für das Verbleiben von V-Leuten in der  
NPD ausgesprochen, weil der Verfassungsschutz als 
„Frühwarnsystem“ andernfalls „massiv geschwächt 
würde“ (Pressemitteilung Rech vom 25.2.09). 
  
Braun: „Man kann nicht einerseits erklären, dass die 
NPD ohne verdeckte Ermittler und V-Leute nicht 
existieren könne, andererseits deren Verbleib mit der  
Gefährlichkeit der NPD begründen. Diesen Wider-
spruch muss der Innenminister schleunigst aufklä-
ren.“  
                                      Dr. Roland Peter, Pressesprecher 

               Fraktion der 
Sozialdemokratischen Partei Europas  
 

SPD-Abgeordnete im Europäischen 
Parlament 

 

„Gesundheitssektor ist kein 
europäischer Markt!"  

 

Evelyne Gebhardt will bessere  
Richtlinie über Patientenrechte  

 
Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucher-
schutz im Europäischen Parlament hat gestern Abend 
über die Richtlinie über Patientenrechte in der grenz-
überschreitenden Gesundheitsversorgung abge-
stimmt. Die Mehrheit aus Konservativen und Libera-
len blockierte dabei notwendige Nachbesserungen am 
Vorschlag der Europäischen Kommission. 
"Die Christdemokraten und Liberalen haben ihr wah-
res Gesicht gezeigt. Nicht die Gesundheit der Men-
schen steht für sie im Vordergrund, sondern der un-
gebremste Markt. Dem erteilen wir Sozialdemokraten 
eine klare Absage. Wir wollen keine Zwei-Klassen-
Medizin in der Europäischen Union", sagte dazu die 
Sprecherin der sozialdemokratischen Fraktion im 
Binnenmarktausschuss Evelyne Gebhardt. Diese Ge-
fahr drohe, falls sich auch bei der Plenarabstimmung 
die Linie der Marktradikalen durchsetzen sollte. 
 
"Natürlich wollen wir, dass die Menschen sich frei 
bewegen können. Aber gleichzeitig müssen wir dar-
auf achten, dass unsere Sozialsysteme nicht in Frage 
gestellt werden. Die Mitgliedsstaaten müssen eine 
nachhaltige Finanzierung des Gesundheitssystems 
planen können. Es kann daher nicht angehen, dass 
Patienten planbare Krankenhausbehandlungen im 
Ausland vornehmen lassen können, ohne dass sie ihre 
Krankenkasse vorher informieren müssen", so Geb-
hardt weiter. 
 
"Ich habe bei der Verabschiedung der Dienstleis-
tungsrichtlinie bewusst dafür gesorgt, dass diese nicht 
für Gesundheitsdienste gilt. Die Arbeit von Gesund-
heitsberufen ist etwas anderes als das Reparieren 
eines Heizungskessels", erklärte die SPD-Europaab-
geordnete. 
 
"Unser Ziel muss sein, dass jeder Mensch an seinem 
Wohnort die bestmögliche Versorgung genießen 
kann. Dies ist in der EUGesundheitspolitik die Leit-
schnur sozialdemokratischer Politik", so Gebhardt 
abschließend. 
10. März 2009                 Büro Evelyne Gebhardt, MdEP 
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Stammzellforschung 
durch die Hintertür?  

 

 MdEP Evelyne Gebhardt (SPD) 
warnt vor Freigabe  

 
 "Die Forschung an embryonalen Stammzellen darf in 
Europa nicht durch die amerikanische Hintertür kom-
men." Mit dieser Warnung reagierte die baden-württ-
embergische SPD-Europaabgeordnete Evelyne Geb-
hardt aus Mulfingen (Hohenlohekreis) auf die Frei-
gabe der Stammzellforschung durch US-Präsident 
Obama. Aus gutem Grund habe das Europäische Par-
lament diese ethisch bedenkliche Art der Forschung 
aus der Förderung durch das europäische Forschungs-
rahmenprogramm herausgehalten. 
 
 Die Wissenschaft kenne heute andere Wege zu wich-
tigen medizinischen Erkenntnissen als die Vernich-
tung von Embryonen zu Forschungszwecken. Des-
halb habe man in Deutschland einen gesetzlichen 
Schutzwall aufgebaut, der nicht eingerissen werden 
dürfe, "wenn in Amerika der Präsident die Dämme 
brechen lässt". 
 
Die strenge Einschränkung der Stammzellforschung 
bringe den Wissenschaftsstandort Europa keineswegs 
ins Hintertreffen. Das beweise das Ausbleiben einer 
oft an die Wand gemalten Abwanderung von Wissen-
schaftlern in Länder ohne ethische Schranken, die 
bequeme Wege der Forschung zulassen.  
 
Evelyne Gebhardt: "Wir dürfen  jetzt in Europa keine 
neue Diskussion um die Forschung mit embryonalen 
Stammzellen zulassen, sondern müssen bei unserem 
beschlossenen Forschungsrahmenprogramm bleiben." 
10. März 2009,                Büro Evelyne Gebhardt, MdEP  
 

"Roter Knopf" gegen 
Gewalt in Videospielen  

 
Europäisches Parlament beschließt 

stärkeren Schutz der Kinder  
 

Unter dem Eindruck der Bluttat von Winnenden bei 
Stuttgart verabschiedete das Europäische Parlament 
am Donnerstag in Straßburg eine lange vorbereitete 
Entschließung zum Schutz der Jugend vor Gewaltvi-
deos. Dazu erklärte die baden-württembergische 
Europaabgeordnete und Verbraucherschutzexpertin 
Evelyne Gebhardt (SPD): "Wir wollen junge Men-
schen in ganz Europa vor allem vor der ansteckenden 
Wirkung von Videospielen schützen, die Gewalt auf 
die leichte Schulter nehmen oder gar verherrlichen."  
 

Die Verbraucherschutzexpertin wies darauf hin, dass 
es den "roten Knopf" für Videokonsolen gebe, die 
den Kindern den Zugang versperren. Evelyne Geb-
hardt: "Solche neuen technischen Möglichkeiten 
müssen genutzt werden, um die Kinder vor Gewalt in 
Spielen zu schützen. Das Europäische Parlament hilft 
den Eltern dabei."  
 
Die Resolution des Parlamentes sieht außerdem eine 
Stärkung des europaweiten Kennzeichnungssystems 
PEGI vor. Hierzu sagte Evelyne Gebhardt: "Das ist 
zu begrüßen, denn in einem immer internationaler 
werdenden Umfeld müssen Eltern auf der Verpa-
ckung eines Spiels klare Hinweise finden, ob und 
warum ein Spiel oder ein Internet-Angebot bedenk-
lich sein könnte." 
 
Gleichzeitig forderte das Parlament stärkere Sanktio-
nen, wenn Einzelhandel oder  Internetcafés Kindern 
Zugang zu für sie ungeeigneten Spielen verschaffen. 
Außerdem sollten durch Informationskampagnen 
Eltern und Lehrer besser über mögliche Gefahren 
aufgeklärt werden.  
 
Die SPD-Europaabgeordnete stellte gleichzeitig klar, 
dass das Europäische Parlament Videospiele nicht 
grundsätzlich verurteile: "Natürlich gibt es auch viele 
Spiele, die pädagogisch wertvoll sind. Mir kommt es 
darauf an, dass nicht die falschen Spiele in Kinder-
hände geraten." 
Straßburg, 12. März 2009  
      Für weitere Informationen: Büro Evelyne Gebhardt,  
                                                                                    MdEP    
 

SPD kritisiert den Ärztestreik – 
aber vor allem die 
Kassenärztlichen 

Vereinigungen und Ministerin 
Stolz  

 

Fraktionschef Schmiedel:  
 

„Wenn eine Vereinigung zum Protest gegen ihre 
eigenen Arbeitsergebnisse aufruft, ist sie unehr-
lich und kann nicht mehr ernst genommen wer-
den“ 
 

SPD fordert, die Kassenärztlichen 
Vereinigungen abzuschaffen  

 
Die SPD-Fraktion hält den heutigen Protesttag der 
Ärzte für völlig überzogen. Die Befürchtungen der 
Mediziner wegen eines denkbaren Einbruchs ihrer 
Honorare seien zwar verständlich. Wer aber seine 
Praxis schließe, verstoße gegen seine Pflichten als 
Vertragsarzt und trage Kampfmaßnahmen auf dem 
Rücken der Patienten aus, erklärte Fraktionschef 
Claus Schmiedel: „Das ist für uns nicht hinnehmbar.“ 
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Schmiedel forderte die Ärzte auf, statt der Patienten 
und der Politiker die wirklichen Verantwortlichen 
anzugreifen, also die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen. Diese Vertreter der Ärzte hätten das neue Hono-
rarsystem selbst mitentwickelt und auch unterschrie-
ben. „Jetzt zu Protesten gegen die eigenen Arbeitser-
gebnisse aufzurufen, ist einfach unehrlich“, erklärte 
der Fraktionschef. 
 
Hinzu komme, dass diese Vereinigungen gerade in 
Baden-Württemberg selbst dafür verantwortlich sei-
en, dass die Honorare der Ärzte teilweise stark ge-
sunken seien. Sie hätten so hohe Summen für spätere 
Abrechnungen zurückbehalten, dass vorerst bei man-
chen Ärzten fast die Hälfte der Honorare wegfalle, 
sagte Schmiedel. Er verlangte deshalb von Sozialmi-
nisterin Monika Stolz, auf die Vereinigungen einzu-
wirken. Sie müssten sofort die Rückstellungen deut-
lich reduzieren und damit die Honorare erhöhen. 
Schmiedel: „Wenn die Ministerin die Vereinigungen 
hier nicht beaufsichtigt, um gleichzeitig die SPD 
besser angreifen zu können, handelt sie völlig unver-
antwortlich.“ 
 
Die SPD-Fraktion kritisierte auch die Kassenärztliche 
Vereinigung (KV) im Land heftig. Ihr Verhalten zei-
ge deutlich, dass es ihr lediglich darum gehe, politi-
sche Süppchen zu kochen. „Wer zuerst eine Reform 
mitträgt, dann deren Wirkung durch eigenes Handeln 
verschlechtert und schließlich zu Protesten gegen die-
se Reform aufruft, kann nicht mehr ernst genommen 
werden“, sagte Schmiedel. Die Vereinigungen hätten 
damit endgültig ihre Existenzberechtigung verloren. 
Erst recht seien die hohen Gehälter der KV-Funktio-
näre durch nichts mehr zu rechtfertigen. Die SPD-
Fraktion forderte deshalb, die Kassenärztlichen Ver-
einigungen abzuschaffen. „Sie haben sich überlebt“, 
sagte Schmiedel. 
                                      Dr. Roland Peter, Pressesprecher 
  

 
SPD:  

Eltern behinderter Kinder  
sollen künftig Schule und Kin-

dergarten frei auswählen  
können 

 

Schulexperte Zeller:  
„Wir möchten, dass die Ausgliederung behinder-
ter Mädchen und Jungen endlich aufhört“  
 

Ziel ist ein gemeinsamer Unterricht von behin-
derten und nicht behinderten Kindern – Die 
Klasse soll maximal 20 Kinder mit zwei Leh-
rern umfassen. 

Die SPD-Fraktion möchte erreichen, dass die Eltern 
behinderter Kinder künftig wählen können, ob sie 
ihre Mädchen und Jungen von klein auf in Regel- 
oder in Sondereinrichtungen unterrichten lassen. Die 
Eltern sollen darauf einen Rechtsanspruch erhalten. 
 
Dies wird in einem Eckpunktepapier gefordert und 
soll im Schulgesetz verankert werden. Die Sozialde-
mokraten wollen damit erreichen, dass der Elternwil-
le in dieser Frage künftig stärker berücksichtigt wird 
als bisher. Wenn Mütter und Väter heute wünschten, 
dass ein behindertes Kind in einer allgemeinen Schu-
le aufgenommen werde, müssten sie einen unsinnigen 
Hürdenlauf hinter sich bringen. „Damit wird der 
Elternwille einmal mehr mit Füßen getreten“, sagte 
Norbert Zeller, Vorsitzender des Schulausschusses im 
Landtag.  

Ziel ist letztlich, dass das Bildungssystem alle Kinder 
und Jugendliche in gemeinsamen Schulen zusammen 
führt. „Wir möchten, dass die Ausgliederung behin-
derter Mädchen und Jungen an Kindergärten und 
Schulen endlich aufhört“, erklärte Zeller. Schließlich 
hätten zahlreiche Beispiele längst gezeigt, wie sinn-
voll das gemeinsame Lernen sei. Auch in Baden-
Württemberg habe es einen Schulversuch gegeben, 
der in der Großen Koalition (1992-1996) an fünf 
Standorten gestartet worden sei. Damals habe das 
Land das gemeinsame Lernen von Kindern mit und 
ohne Behinderung erprobt. Die positiven Erkenntnis-
se aus diesen Versuchen seien aber nicht umgesetzt 
worden, sagte Zeller.  

Er verwies zudem darauf, dass die Bundesregierung 
sich gegenüber den Vereinten Nationen dazu ver-
pflichtet habe, die Mädchen und Jungen gemeinsam 
zu unterrichten. Die UN-Konvention über die Rechte 
behinderter Menschen gebe dem Staat in Artikel 24 
einen klaren Auftrag. „Dieser Passus muss zwingend 
zu Änderungen im Schulgesetz Baden-Württembergs 
führen“, sagte Zeller.  

Schulexperte Zeller beruft sich auch darauf, dass 
immer mehr Eltern behinderter Kinder einen gemein-
samen Unterricht mit nicht behinderten Mädchen und 
Jungen wollten. Alle Beteiligten könnten von solchen 
so genannten inklusiven Schulen profitieren, da diese 
Einrichtungen von der Besonderheit und den indivi-
duellen Bedürfnissen jedes Kindes ausgingen. Zudem 
lernten behinderte und nicht behinderte Mädchen und 
Jungen so von klein auf den gemeinsamen Umgang 
miteinander. Der SPD geht es mit diesem Antrag 
deshalb auch darum, die Gesellschaft humaner zu 
machen.  

Nach den Vorstellungen der SPD soll die Klassen-
größe bei einem solchen gemeinsamen Unterricht 
maximal 20 Kinder betragen, davon höchstens fünf 
behinderte. Außerdem gelte das Prinzip, den Unter-
richt gleichzeitig mit zwei Lehrern zu gestalten, sagte 
Zeller.  
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Demgegenüber lehne die Landesregierung das ge-
meinsame Lernen weiterhin strikt ab. Sie bestehe 
darauf, behinderte Kinder in eine Sonderschule zu 
schicken, wenn sie dem Bildungsgang der allgemei-
nen Schule nicht folgen könnten. „Die Landesregie-
rung versteht deshalb Unterschiedlichkeit nicht als 
Chance, sondern als Störfaktor“, betonte Zeller. Da-
bei sei das Lernangebot an Sonderschulen im Ver-
gleich zu anderen Schultypen reduziert. Zudem erhal-
te der weit überwiegende Teil der Schüler keinen 
qualifizierten Abschluss. Das wirke stigmatisierend, 
erklärte Zeller.  

Derzeit schaffe die Landesregierung die wenigen In-
tegrativen Schulentwicklungsprojekte (ISEP) auch 
noch ab. Stattdessen wolle sie so genannte Außen-
klassen ausbauen, die von den Sonderschulen an allen 
Schularten gebildet werden könnten. Doch diese 
Außenklassen blieben auch an den neuen Standorten 
immer Teil der jeweiligen Sonderschule, erklärte 
Zeller. Damit würden die Kinder mit Behinderungen 
lediglich punktuell und abhängig vom Integrations-
willen der Pädagogen gemeinsam unterrichtet.  

Eckpunkte der SPD-Fraktion  

Die Eckpunkte der SPD umfassen folgende weitere 
Punkte des gemeinsamen Lernens von behinderten 
und nicht behinderten Kindern.  

• Kindergarten und allgemeine Schule müssen befä-
higt werden, Kinder individuell und entsprechend 
ihrer Veranlagung zu fördern durch eine zieldifferen-
te Arbeitsweise. Alle Kinder lernen voneinander und 
gemeinsam vom Kindergarten bis zur Sekundarstufe  

II. • Die sonderpädagogische und therapeutische 
Förderung behinderter Kinder und Jugendlicher ist 
Bestandteil der pädagogischen Konzepte aller Kin-
dergärten und Schulen. Die pädagogischen und the-
rapeutischen Kräfte arbeiten im Team. Jedem Kind 
wird die Möglichkeit eingeräumt, an allen Aktivitäten 
des Kindergartens und der Schule teilzuhaben.  

• Allgemeine, inklusiv arbeitende Schulen sind ge-
bundene Ganztagsschulen. Sie sollen möglichst 
wohnortnah angeboten werden. Zur Erfüllung ihrer 
Aufgabe erhalten sie die dafür notwendige personelle 
und sächliche Ausstattung.  

• Für Erzieherinnen und Erzieher sowie Lehrkräfte 
müssen Fortbildung, Begleitung und Unterstützung 
zur Umsetzung eines inklusiven Bildungsanspruches 
bereitgestellt werden.  

• Die   Erzieherausbildung  sowie  alle   Lehramtsstu-
diengänge müssen an  die Anforderungen einer inklu-
siven Bildung angepasst werden.  
                              Dr. Roland Peter Pressesprecher  

SPD verurteilt Weigerung der 
Regierung, Vorstandsgehälter 
bei der LBBW zu reduzieren 
und an SoFFin-Regelung an-
zupassen 
 

Fraktionschef Schmiedel:  
„Das Land und seine Bürger müssen für 
die Verluste der LBBW gerade stehen, 
während die Verantwortlichen Zulagen 
erhalten“  
 

Finanzexperte Schmid:  
„Oettinger öffnet mit der Finanzgesell-
schaft Tür und Tor für den Einstieg von 
Privatinvestoren in die LBBW“  
 
Die SPD-Fraktion verurteilt die Weigerung der Re-
gierung, die Gehälter der LBBW-Vorstandsmitglie-
der auf 500.000 Euro pro Jahr zu reduzieren und die 
Zulage zu streichen. Die Regierungsfraktionen lehn-
ten heute im Finanzausschuss diesen Antrag der SPD 
ab. Für die Sozialdemokraten ist diese Bankenpolitik 
von Ministerpräsident Oettinger skandalös. „Das 
Land und seine Bürger müssen für die Verluste der 
LBBW gerade stehen, während die Verantwortlichen 
Zulagen erhalten“, erklärte Fraktionschef Claus 
Schmiedel. Nach seiner Ansicht müssten die schwe-
ren Fehler im Bankengeschäft zwingend dazu führen, 
die Einkünfte der LBBW-Führung zu reduzieren. 
Schmiedel verwies auch auf die konsequente Haltung 
des Bundes. Wenn eine Bank Kapital vom SoFFin 
wolle, müssten die Gehälter der Manager auf 500.000 
Euro reduziert und die Zulagen gestrichen werden. 
Genau dies wolle die SPD auch für das Land. Da 
Oettinger die Bundeslösung ablehne, liege jetzt sogar 
der Verdacht nahe, dass er damit die Gehälter der 
LBBW-Manager schützen wolle. „Der Schutzschirm 
für die LBBW darf nicht zum Schutzschirm für die 
Vorstandsgehälter degenerieren“, verlangte Schmie-
del: „Wir halten es für skandalös, dass Oettinger sich 
vor die Manager stellt.“ 
 
Durch diese „vollkommen unverständliche und unso-
ziale Haltung Oettingers“ habe sich die Landesregie-
rung aus der staatspolitisch wichtigen Gemeinsamkeit 
mit der SPD in Sachen LBBW verabschiedet, sagte 
Schmiedel. Oettinger habe offensichtlich kein Inte-
resse daran, das Gelingen dieser größten Rettungsak-
tion der Bankengeschichte im Land gemeinsam mit 
der größten Oppositionsfraktion anzustreben. Die 
SPD werde deshalb, wie angekündigt, bei den Plenar-
sitzungen am Mittwoch und Donnerstag im Landtag 
die Kapitalerhöhung der LBBW und die damit ver-
bundenen Gesetze ablehnen. 
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Zudem verwies die SPD erneut darauf, dass die vor-
gesehene Finanzierung der Kapitalerhöhung für die 
LBBW über eine Zweckgesellschaft den Interessen 
des Landes fundamental zuwiderlaufe. „Zum einen 
öffnet Oettinger Tür und Tor für den Einstieg von 
Privatinvestoren bei der LBBW“, sagte der finanzpo-
litische Sprecher Nils Schmid. Wer dies wolle, müsse 
das aber auch offen sagen und vor allem begründen. 
Zum anderen gebe es nur einen geringen finanziellen 
Vorteil von jährlich rund sieben Millionen Euro, 
wenn das notwendige Kapital über eine Zweckgesell-
schaft aufgenommen und nicht direkt über den Lan-
deshaushalt finanziert werde. Schmid verwies zudem 
darauf, dass die Landesregierung bei dieser Gesell-
schaft alle vorhandenen steuerlichen Vorteile ausnut-
zen wolle. Dadurch bestünde aber das große Risiko, 
dass die Gesellschaft bei einer geringen Änderung 
des Steuerrechts alle Vorteile verliere und zur Belas-
tung für das Land werden könne. Wie sich eine Än-
derung auswirke, zeige das Beispiel Crossborder-
Leasing. „Wir wollen deshalb eine klare Finanzie-
rung über den Haushalt“, sagte Schmid. Dass Oettin-
ger dies ablehne, habe seinen wahren Grund darin, 
dass er weiterhin nach außen hin die Nettonullver-
schuldung als Erfolg verkaufen wolle. „Parteiinteres-
sen haben für ihn einen größeren Stellenwert als das 
Landesinteresse“, sagte Schmid. Der SPD gehe es 
demgegenüber darum, den Haushalt so transparent 
und offen wie möglich zu gestalten: „Wahrheit und 
Klarheit müssen die Gebote für den Haushalt sein“, 
sagte Schmid.   
                                     Dr. Roland Peter, Pressesprecher 
 
 
             

Andrea Schiele (AsF) und  
Hilde Mattheis (MdB) fordern 

Beseitigung der Entgeltun-
gleichheit zwischen Frauen 

und Männern 
 

Die großen Unterschiede bei der Bezahlung von 
Frauen und Männern hat die Vorsitzende der Ar-
beitsgemeinschaft sozialdemokratischer Frauen, 
Andrea Schiele kritisiert. Anlässlich des Equal Pay 
Day, der am 20. März bundesweit nun das zweite 
Mal durchgeführt wird, forderte sie, dass Frauen 
endlich gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit be-
kommen müssten. Was wie eine Selbst-
verständlichkeit klinge, sei – insbesondere in 
Deutschland - noch weit von der Realität entfernt. 
 
Hilde Mattheis kritisierte, es sei sachlich nicht zu 
rechtfertigen, dass das Lohngefälle in Deutschland 
aktuell 22 Prozent, in Führungsebenen sogar mehr als 
30 Prozent, betrage. Damit stelle Deutschland zu-
sammen mit Zypern und Estland das traurige 

Schlusslicht in Europa dar. Im Durchschnitt beträgt 
der Lohnunterschied in der EU nach Zahlen der EU-
Kommission 17 Prozent.  
 
„In der betrieblichen Praxis und im Rollenverhalten 
gibt es immer noch einen Männerbonus. Selbst inner-
halb einzelner Branchen und Hierarchieebenen sind 
deutliche Einkommensdifferenzen festzustellen. Das 
zeigt, dass betriebliche und individuelle Merkmale 
alleine die Lohnunterschiede nicht erklären können. 
Es gibt eine deutliche Einkommensdiskriminierung 
aufgrund des Geschlechts. Das wollen wir ändern.“ 
 
Das Datum des Equal Pay Day wurde so gewählt, um 
die Entgeltdifferenz von gegenwärtig 22% zu symbo-
lisieren. Frauen müss(t)en über das Jahresende hinaus 
bis zum 20. März arbeiten, um auf das Jahresgehalt 
2008 ihrer Kollegen zu kommen. 

 

Hilde Mattheis                                             
MdB                                   Andrea Schiele, Vors. AsF 
 
Ferner:  

SPD macht ernst mit der 
Gleichstellung in der Wirtschaft 

 

Der Vorsitzende der Sozialdemokratischen Par-
tei Deutschlands Franz Müntefering unterstützt 
verbindliche Quoten für mehr Frauen in Auf-
sichtsräten von Unternehmen. Hier zu erklärt 
die Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 
Sozialdemokratischer Frauen (ASF) und Mit-
glied des SPD-Präsidiums, Elke Ferner MdB: 
 
„Ein wichtiger Schritt in Richtung Gleichstellung von 
Frauen und Männern in der Wirtschaft ist getan. Ich 
begrüße die klaren Äußerungen des SPD-Vorsitzen-
den Franz Müntefering zur Forderung nach einer 
Quote für Aufsichtsräte. Der Aufnahme ins Regie-
rungsprogramm müssen weitere Maßnahmen folgen. 
 
Gemeinsam mit Gewerkschaften und anderen Sach-
verständigen werden wir konkrete Schritte entwi-
ckeln, damit Frauen endlich auch in die Führungseta-
gen der deutschen Wirtschaft einziehen können. Die 
Erfahrungen aus anderen Ländern werden bei der 
Suche nach der besten Lösung helfen. 
 
Die Kanzlerin und die Frauenministerin lehnen ge-
setzliche Maßnahmen ab. Damit verfestigen sie den 
beschämend niedrigen Anteil von Frauen in den Spit-
zenfunktionen der deutschen Wirtschaft und sie ge-
fährden die Wettbewerbsfreiheit unseres Landes. 
Freiwillige und unverbindliche Regelungen haben zu 
nichts geführt. 
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Die Frauen in Deutschland müssen sich am 27. Sep-
tember entscheiden, ob sie in Zukunft eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe in allen gesellschaftlichen Berei-
chen erreichen wollen oder ob Frau Merkel und Frau 
von der Leyen die best ausgebildete Frauengenerati-
on, die unser Land je hatte, weiter im Regen stehen 
lassen. 
 
Eine fortschrittliche Gleichstellungspolitik gibt es nur 
mit einer starken SPD.“ 
                                     Elke Ferner, Vorsitzende der AsF                               
                            
 
 
 
 
 
 
 
                                                                   
 
 
Zeller zu Sekten und Psychogruppen 
 

Schulausschuss für 
Aufklärungsarbeit  

 
Norbert Zeller, Abgeordneter der Bodenseeregion 
und Vorsitzender des Schulausschusses im Landtag 
ist für eine Fortsetzung der Informations- und Auf-
klärungsarbeit des Landes  zu Sekten und Psycho-
gruppen. Über die Ausrichtung dieser Aufklärung 
und eine Weiterführung dieser Informationen besteht 
im Schulausschuss Einvernehmen. Dies teilte Zeller 
aus der letzten Sitzung des Schulausschusses mit, 
Dieser hatte den 8.Bericht der „Interministereiellen 
Arbeitsgruppe für Fragen so genannter Sekten und 
Psychogruppen“ beraten. Der Trend gehe seit gerau-
mer Zeit von den großen Organisationen hin zu  klei-
neren, auch neu entstandenen Gruppierungen.  Vor 
allem das verstärkte Auftreten von christlich-charis-
matischen Gemeinschaften führe auch in der Bevöl-
kerung zu Anfragen bei den Beratungsstellen.  
 
Es habe sich erneut gezeigt, dass die Angaben der 
einschlägigen Gruppen über Mitgliederzahl und Or-
ganisationsstruktur vielfach stark hinterfragt wer-
den müssten. So bezeichne sich beispielsweise Sci-
entology in ihren Publikationen als die „am schnell-
sten wachsende“ Bewegung mit gegenwärtig 10 
Millionen Mitgliedern. Durch jahrelange massive 
Propaganda hätten diese Übertreibungen als schein-
bar glaubwürdige Informationen in die öffentliche 
Diskussion Eingang gefunden. Intern jedoch ver-
wende Scientology eine Richtgröße von 100.000 
Mitgliedern. Auf Baden-Württemberg bezogen be-
deute dies eine tatsächliche Mitglieder- und Anhän-
gerzahl von 1.100 Personen, nach den Worten Zel-
lers dennoch „ein ernst zu nehmendes Extremis-

muspotenzial, von dem eine nicht unerhebliche Ge-
fährdung ausgeht“. Deshalb sei dieser Organisation 
gegenüber weiterhin Wachsamkeit geboten, um die 
Freiheitsrechte der Bürgerinnen und Bürger zu si-
chern. Wie aus den Verfassungsschutzberichten 
hervorgehe, gelinge es Scientology, durch repressi-
ve Maßnahmen zur Geldbeschaffung auch in Ba-
den-Württemberg  in  die  private  Lebensgestaltung  
der Mitglieder einzugreifen. 
 
Vor allem Jugendliche und junge Erwachsene stell-
ten immer wieder eine Zielgruppe dar für verein-
nahmende, antidemokratische und sektenhafte 
Gruppierungen oder Organisationen, erläuterte 
Zeller. Deshalb müssten konsequent alle rechts-
staatlich zulässigen Mittel zur Gefahrenabwehr 
aktiviert und angewandt werden. Entsprechend dem 
Auftrag der Interministeriellen Arbeitsgruppe be-
deute dies, dass die Öffentlichkeits- und Aufklä-
rungsarbeit sichergestellt werde, dass die einschlä-
gigen Informationsmaßnahmen gerade im Bereich 
Schule und Jugendbildung fortgesetzt würden und 
dass der Verfassungsschutz bei der Beobachtung 
der Scientology-Organisation und verschiedener 
islamischer Gruppierungen eingesetzt werde.  Wie 
aus einer Mitteilung des Landtags hervorgeht, habe 
sich der Schulausschuss deshalb ausdrücklich dafür 
ausgesprochen, die Präventionsarbeit des Landes, 
aber auch entsprechende bürgerschaftliche, kom-
munale, kirchliche und private Initiativen, kontinu-
ierlich fortzusetzen, so Zeller abschließend. 
11.03.2009 Büro Norbert Zeller, MdB 
Norbert Zeller, MdL    
Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg  

Vorsitzender des Schulausschusses 
 
Herrn Minister  
Helmut Rau MdL 
                                      Friedrichshafen, 25.03.2009 
                Ze/la 
 

1. Einrichtung eines 10.Schuljahres an der 
Sommertalschule Meersburg 

 
2. Anerkennung des Ganztagsbetriebs an 

der GHS Friedrichshafen-Fischbach 
 
Sehr geehrter Herr Minister,  
 
ich möchte mich heute mit zwei Anliegen direkt an 
Sie wenden, mit der Bitte beiden Wünschen zu ent-
sprechen. 
 
1. Die Sommertalschule in Meersburg hat mit Schrei-
ben vom 10.2.2009 /Aktenzeichen 6421.1 einen An-
trag auf Einrichtung eines 10. Schuljahres gestellt. 
Das RP Tübingen hat durch Herrn Referatsleiter 
Schlumpberger das Staatliche Schulamt Markdorf 
beauftragt, dem Antrag eine Absage zu erteilen. Mit 

SPD - Kreisverband 
Bodenseekreis 

 

MdL Norbert Zeller  
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Schreiben vom 9.3.1009 hat Schulrat Caspari der 
Schule diese Ablehnung schriftlich mitgeteilt. 
 
Der Elternbeiratsvorsitzende Herr Muth ist an mich 
herangetreten mit der Bitte, mich für das 10. Schul-
jahr an der Sommertalschule einzusetzen. Dieser 
Bitte komme  ich sehr gerne nach, da ich die Som-
mertalschule seit Langem sehr gut kenne. Eine  inno-
vative Schulleitung und ein motiviertes Kollegium 
sowie engagierte Eltern setzen sich für den Erhalt des 
Standorts Meersburg ein und für die Verbesserung 
des Angebots der schulischen Abschlüsse. In diesem 
Sinne unterstütze ich das Anliegen, ein 10.Schuljahr 
an der Sommertalschule einzurichten, um damit den 
mittleren Bildungsabschluss anbieten zu können. 
Noch besser wäre es allerdings, wenn die Schule den 
Realschulabschluss anbieten dürfte. 
 
Bedauerlicherweise haben Sie in der Vergangenheit 
jegliche Formen der Kooperation mit dem dortigen 
Aufbaugymnasium abgelehnt. So wurden zukunftsfä-
hige Schulentwicklungsansätze verhindert zum Nach-
teil der Schülerinnen und Schüler. Ich bitte Sie des-
halb nochmals sehr eindringlich, dem Anliegen aller 
Beteiligten Rechnung zu tragen. 
 
Die Stadt Friedrichshafen hat erneut mit Schreiben 
vom 19.1.2009 einen Antrag auf Anerkennung des 
Ganztagesbetriebs nach Landesprogramm an der 
GHS Friedrichshafen-Fischbach gestellt. Bereits im 
letzten Jahr wurde ein gleich lautender Antrag mit 
Hinweis auf Verfahrensfehler vom RP abgelehnt. In 
persönlichen Gesprächen wurde mir und der Stadt 
signalisiert, dass der Antrag im nächsten Jahr Aus-
sicht auf Erfolg habe. Umso mehr bin ich jetzt er-
staunt, dass der Antrag in diesem Schuljahr durch das 
RP Tübingen mit Schreiben vom 12.2.2009/ Akten-
zeichen 7/S101/Friedrichshafen abgelehnt wurde. 
Vor allem die Begründung der Ablehnung verwun-
dert mich sehr. Es wird auf eine ausgewogene flä-
chendeckende Versorgung der GTS von 40 % hinge-
wiesen. Die Ablehnung wird damit begründet, dass 
die Schulart Hauptschule in der Raumschaft Fried-
richshafen eine Versorgung von 60 % habe und bei 
der Schulart GS 57%. Dieses Argument ist für mich 
nicht stichhaltig, weil damit die Randlage der GHS 
Fischbach überhaupt nicht berücksichtigt wird. So-
wohl Grundschüler wie auch Hauptschüler müssten 
lange Schulwege in Kauf nehmen, um ein entspre-
chendes GTS-Angebot an einer staatlichen Schule 
wahrnehmen zu können. 
 
Gerade für zynisch halte ich den Hinweis des RP, 
dass in der Nachbarschaft die Bodenseeschule St. 
Martin einen Ganztagsbetrieb anbiete. Wie Sie si-
cherlich wissen ist die Bodenseeschule eine Privat-
schule, die ohnehin einen deutlich überhöhten Zulauf 
hat, und somit auch kein Rechtsanspruch auf einen 
Besuch dieser Schule der Grund- und Hauptschüler 
aus Fischbach besteht. 

Des Weiteren wird der GHS Friedrichshafen-Fisch-
bach die Möglichkeit eröffnet, „eine Ganztagschule 
mit dreitägigem Angebot und mindestens täglich 
sieben Zeitstunden einzurichten“ anzubieten. Die 
Schule könne dann die Bezeichnung Ganztagsschule 
führen, „bekommt aber keine Lehrerwochenstunden 
zugewiesen“. Damit ist für mich klar, dass Sie sich 
zwar mit dem Ausbau von GTS schmücken wollen, 
jedoch nicht bereit sind, die dafür notwendigen Res-
sourcen zur Verfügung zu stellen. Ihre Alternative, 
Jugendbegleiter zur Verfügung zu stellen, ersetzt 
nicht qualitativ hochwertiges Personal. Auch hier 
bitte ich Sie sehr eindringlich, dem Antrag der Stadt 
Friedrichshafen zu entsprechen und die im letzten 
Jahr signalisierte Zusage einzuhalten. 
Mit freundlichen Grüßen 
                                                               gez. Norbert Zeller 
 

Doppel-Abitur 2012 
 Zeller:  

Einladung zu Forum im 
Landtag 

 
Zu einer Informationsveranstaltung zum doppelten 
Abiturjahrgang 2012 der SPD-Landtagsfraktion am  
Samstag, 28. März 2009, lädt der Abgeordnete der 
Bodenseeregion Norbert Zeller Interessierte aus der 
Region ein. Zum doppelten Abitur-Jahrgang fragen 
sich Schülerinnen und Schüler an den Gymnasien, 
welche Chancen sie in diesem Jahr 2012 beim Start 
in das Berufsleben oder Studium haben. Auch Eltern 
sind besorgt um die Zukunftschancen ihrer Kinder. 
Die SPD-Landtagsfraktion fordert, zusätzliche An-
strengungen für diese Sondersituation zu unterneh-
men. Zeller, der auch Vorsitzender des Ausschusses 
für Schule, Jugend und Sport im Landtag von Baden-
Württemberg ist, verlangt wie  auch seine Fraktion 
im Landtag zu verhindern, dass die Absolventen des 
Jahrgang 2012 nur halbierte Chancen haben. Nötig 
sind mehr Studien- und Praktikaplätze und ebenso 
Plätze bei Freiwilligendienste. Es gibt den Vorschlag, 
dass die Schüler des G9-Jahrgangs in 2012 ihr Abitur 
bereits im Frühjahr absolvieren, um so den Ansturm 
auf die Hochschulen zu entzerren. In dem Forum am 
28. März im Haus des Landtags in Stuttgart sollen 
diese Fragen angesprochen werden und dabei Erfah-
rungen aus dem Saarland und Rheinland-Pfalz einbe-
zogen werden. 
 
Norbert Zeller wird die Begrüßung um 10.15 Uhr 
übernehmen. Im Anschluss werden Vertreter der 
Kultusministerien aus dem Saarland und aus Baden-
Württemberg referieren. 
 
Ebenso werden der Vorsitzende der Direktorenverei-
nigung Nordwürttemberg und eine Vertreterin der 
Elterninitiative „Netzwerk Baden-Württemberg Ab-
schlussjahrgang 2012“ sowie der Hochschulpolitische  
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion und der Bil-
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dungspoltische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion 
Saarland zu Wort kommen. Die Moderation der Dis-
kussion übernimmt der Bildungspolitische Sprecher 
der SPD-Landtagsfraktion Dr. Frank Mentrup. Ende 
der Veranstaltung um 13.15 Uhr. 
 
Anmeldungen bis zum 23. März per Mail an den 
Vorsitzenden der SPD-Landtagsfraktion Claus 
Schmiedel  unter  
termin.schmiedel@spd.landtag-bw.de oder  
telefonisch unter 0711 2063 781. Information und 
Einladungskarte im Internet 
http://bildungsaufbruch.bawue.spd.de .  
Die Fahrtkosten können nicht übernommen werden. 
13.03.2009                                Büro Norbert Zeller, MdL 
 

Einladung 
 
Liebe Genossinnen und Genossen, 
 
Die Jusos Bodesee haben einen außerordentlich inte-
ressanten und kompetenten Referenten gewinnen 
können. Heiner Flassbeck ist deutscher Wirtschafts-
wissenschaftler. Er war von 1998 bis 1999 Staats- 
sekretär im Bundesministerium der Finanzen und ist 
ein führender Vertreter der nachfrageorientierten 
Wirtschaftspolitik. Er ist zurzeit als Chef- Volkswirt 
bei der UNO-Organisation für Welthandel und Ent-
wicklung (UNCTAD) in Genf tätig. Er hat auch 
schon mehrere Bücher publiziert unter anderem das 
Buch: „Das Ende der Massenarbeitslosigkeit“!  
 
Heiner Flassbeck wird am  
 

23.05.09 um 20:00 Uhr 
 
 (Veranstaltungsort steht noch nicht fest)  
einen Vortrag in Friedrichshafen  zur Frage:  
Wege und Lösungen aus der Wirtschaftskrise  
halten. 
Der Ortsverein Friedrichshafen ist natürlich herzlich 
eingeladen sich an der Veranstaltung zu beteiligen! 
Ich informiere euch deshalb so früh dass ihr euch den 
Termin schon mal vormerken könnt. 
Mit freundlichen Grüßen 
Adrian Wiemer, Vorsitzender der Jusos Bodensee 
 

Zeller erfreut über Fördergelder 

Konjunkturprogramm 
Impuls für Wirtschaftskraft 

in der Seeregion 
 
"Die Politik hat zügig gehandelt. Nun liegen alle 
Programme aus dem Konjunkturpaket vor. In unsere 
Bodenseeregion mit den Landkreisen Bodenseekreis, 
Ravensburg und Konstanz werden Projekte von rund 
21 Mio. € Gesamtkosten angegangen. Wichtige über-
regionale Einrichtungen, wie die PH Weingarten, 

erhalten beträchtliche Mittel", so MdL Norbert Zel-
ler. "Energetische Gebäudesanierung als verbinden-
des Band vieler Maßnahmen, kann in unserer Region 
einen Schub für Arbeit und Wirtschaftskraft bringen, 
mit welchem wir uns gegen die Krise stemmen!“ 
 
Das Bundesinvestitionsprogramm wurde im Herbst 
vergangenen Jahres von der SPD angestoßen. Leiten-
der Gedanke war, dass die Städte und Gemeinden am 
besten in der Lage sind, schnell sinnvolle Investitio-
nen zu benennen, mit welchen der drohenden Krise 
entgegengewirkt werden kann. Nach dem Konjunk-
turpaket I, mit dem Banken und Sparer, einen Schirm 
gegen die Turbulenzen der Finanzkrise erhalten soll-
ten, ist dieses zweite Programm ganz eindeutig als 
Schutzschirm für Arbeitsplätze angelegt. Zeller: "Es 
ist erfreulich, dass die lange zögerliche CDU jetzt bei 
der Umsetzung mitgezogen hat. Allerdings hätten wir 
uns bei der Umsetzung in Baden-Württemberg noch 
die eine oder andere bürokratische Erschwernis we-
niger gewünscht". Jetzt gehe es aber um zügiges 
Vorankommen, damit die zugesagten Investitionsmit-
tel - 145 Euro pro betreutes Kind für Bildungsinvesti-
tionen und 10 Euro pro Kopf der Bevölkerung für 
sonstige kommunale Infrastrukturinvestitionen - so 
schnell wie möglich in Aufträge für die heimischen 
Betriebe umgesetzt werden.  
 
Im Bodenseekreis sind in Meersburg das Neue 
Schloss mit Sanierung und Umstrukturierung in ei-
nem ersten Bauabschnitt mit 4.5 Mio. €  Gesamtbau-
kosten im Programm enthalten, ebenso das Schloss 
Salem mit 4.5 Mio. €  Gesamtbaukosten als Sofort-
maßnahme in einem ersten Bauabschnitt. Im Kreis 
Ravensburg ist die PH Weingarten mit 2 Mio. Ge-
samtbaukosen für energetische Maßnahmen der Ge-
bäudehüllen  in den Gebäuden A und B dabei und mit 
1,5 Mio. € das Naturwissenschaftliche Zentrum der 
PH mit Modernisierung der Heizanlage und der Mar-
tins- berg ebenso mit Modernisierung der Heizung 
und Lüftung mit 1,55 Mio € Gesamtbaukosten dabei. 
In Wangen wird die Milchwirtschaftliche For-
schungsanstalt mit 750 000 Euro saniert. 
 
Im Kreis Konstanz sind für die Sanierung und Mo-
dernisierung der Unigebäude 4 Mio. € veranschlagt. 
19.03.2009                                Büro Norbert Zeller, MdL 
 

SPD-Kritik an zusätzlichen  
Ausgaben für Kunstschätze 

und an fortbestehenden  
Adelsprivilegien in der 
Schlossanlage Salem 

Finanzexperte Schmid: „Offensichtlich will der 
Markgraf jeden Stein, jede Kirchenbank und jede 
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Putte zu Geld machen – und Oettinger lässt sich dar-
auf ein“  

Heute im Finanzausschuss kritische Fragen 
auch zum Vorkaufsrecht: Wie lange soll das 
Haus Baden in Salem bleiben?  

Die SPD-Fraktion unterstützte von vornherein den 
Kauf der Schlossanlage Salem aus kulturhistorischen 
Gründen. Sie sei aber dagegen, dass die Landesregie-
rung den Kauf nutze, um die Finanzprobleme des 
Hauses Baden zu lösen, erklärte der finanzpolitische 
Sprecher Nils Schmid nach Durchsicht des Kaufver-
trags: „Hier wird alles zu Geld gemacht, was nur 
irgendwie möglich ist.“ Der Landeshaushalt müsse 
deshalb dafür herhalten, Salem zu erwerben, es zu 
sanieren – und dann auch noch Privilegien des Hau-
ses zu erhalten. „Letztlich finanziert der Steuerzahler 
diese Privilegien – das ist einfach unfassbar“, erklärte 
der Finanzexperte.  

Schmid will deshalb heute im Finanzausschuss des 
Landtags zum einen klären, weshalb für den Ankauf 
des Inventars von Schloss und Münster zusätzlich 
mehr als zehn Millionen Euro ausgegeben werden 
sollen – obwohl die Gebäude sowieso schon knapp 
26 Millionen Euro kosten. „Jeder musste doch an-
nehmen, dass das Inventar im Kaufpreis inbegriffen 
wäre“, sagte Schmid. Selbst die Landesregierung 
spreche davon, für 26 Millionen die Schlossanlage 
„samt beweglichem Zubehör“ zu kaufen. Doch das 
Haus Baden stelle offenkundig in Rechnung, was nur 
irgendwie gehe, nach Medienberichten sogar fest 
eingemauerte Schlusssteine. „Offensichtlich will der 
Markgraf jeden Stein, jede Kirchenbank und jede 
Putte zu Geld machen – und Oettinger lässt sich dar-
auf ein“, sagte Schmid. Er hält dies angesichts der 
Tatsache, dass die Landesregierung dem Haus finan-
ziell in jeder Hinsicht weit entgegen komme und die 
Gebäude sogar sanieren wolle, für verwerflich: „Hier 
zeigt sich endgültig, dass der Steuerzahler die Fi-
nanzprobleme des Hauses Baden lösen soll.“  

Diese Absicht werde noch problematischer, wenn die 
Abgeordneten demgegenüber in Rechnung stellten, 
welche fürstlichen Privilegien sich das Haus gesichert 
habe. Nach Medienberichten gehöre dazu das Recht, 
im Münster eine bestimmte Kirchenbank vorne rechts 
quasi als Familienbank nutzen zu können. Schmid 
will auch darüber Aufklärung im Ausschuss. Die 
SPD hat den Verdacht, dass sich der Markgraf das 
künftig mit Staatsgeldern sanierte Münster für eigene 
Zwecke sichern und eine Art Hausaltar erhalten will. 
„Es zeigt sich mal wieder: Manche Menschen sind 
gleicher als gleich“, sagte Schmid. Die Landesregie-
rung sei offensichtlich bereit, für den Erwerb der 
Anlage jeden Preis zu zahlen: Hauptsache, Oettinger 
bekomme das Problem vom Tisch.  

Die Frage stelle sich deshalb auch, wie lange das 
Adelshaus den angeblich privaten Teil der Anlage 
behalten könne. Schmid will im Ausschuss auch 
diese Frage ansprechen: Wie ist das Vorkaufsrecht 
für diesen Gebäudeteil konkret ausgestattet? Und vor 
allem: Wann läuft es tatsächlich ab?  
Dr. Roland Peter , Pressesprecher 

 

Rau schreibt  zu Antrag der Schule 
Fischbach auf Ganztagsbetrieb 

 

Zeller:  

„Antwort ist ein Unding“ 
 
„Die erneute negative Antwort des Kultusministeri-
ums auf den Antrag der Fischbacher Schule auf Ge-
nehmigung für einen Ganztagesbetrieb ist ein Un-
ding, weil die Sachlage der Schule gar nicht berück-
sichtigt wurde“, ärgert sich der Abgeordnete der 
Bodenseeregion Norbert Zeller, der sich erneut an 
Kultusminister Rau wandte, um der Fischbacher 
Schule in ihrem Anliegen Schützenhilfe zu geben. „ 
Es ist unglaublich, wie hier mit der Schule umgegan-
gen und deren Lage in Stuttgart absolut verkannt 
wird“, resümiert Zeller, der auch als Vorsitzender des 
Ausschusses für Schule, Jugend und Sport im Land-
tag von Baden-Württemberg  brüskiert von der Absa-
ge ist. 
 
Die Schule Fischbach, Grund- und Hauptschule mit 
Werkrealschule, hatte sich bereits 2007/08 in einem 
Antrag für die Genehmigung des Ganztagsbetriebs 
beworben, weil dies der Wunsch vieler Eltern und 
auch für die Schulentwicklung im Stadtteil Fischbach 
von existenzieller Bedeutung ist. 2009 ist der erneut 
gestellte Antrag der Schule wieder abgelehnt worden. 
Norbert Zeller als Abgeordneter der Bodenseeregion 
und Bildungspolitiker hatte sich dann ebenso wieder 
an den Kultusminister gewandt und nochmals erläu-
tert,  weshalb die Fischbacher Schule zu Recht den 
Ganztagesbetrieb fordert. „Die Ablehnungsgründe, 
die nun vorgelegt werden, entbehren jeder Kenntnis 
der Lage“, ist Zellers  ernüchterndes Fazit. 
 
Verwiesen wird in dem Schreiben von Kultusminister 
Rau an Zeller darauf, dass alle zweizügigen Haupt-
schulen, die Möglichkeit erhalten als Werkrealschule 
geführt zu werden und dann auf Antrag des Schulträ-
gers Ganztagsschulen werden können.  Diese Zwei-
zügigkeit liegt in Fischbach nicht vor, konstatiert 
Rau, der auf die Möglichkeit für die Schule hinweist, 
mit einer oder mehreren benachbarten Hauptschulen 
zu einer Werkrealschule sich zusammenzuschließen. 
Eine solche Werkrealschule könne auch auf mehrere 
Standorte verteilt sein, erklärt Rau.  „Dies ist doch 
vollkommen unrealistisch“ meint der Pädagoge Zel-
ler zu der Ministerantwort. „Sollen die Schüler wie 
Wanderarbeiter durch die Gegend geschickt wer-
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den?“, fragt  der SPD-Politiker, „ und ist das die 
verbesserte Linie der baden-württembergischen 
Schulpolitik?“. Für ihn ist die Ministerantwort ein 
Zeugnis für Ignoranz der Tatsachen hier vor Ort. 
 
Rau verweise darauf, dass Friedrichshafen mit je-
weils drei Ganztagsschulen im Grund- und Haupt-
schulbereich gut ausgestattet sei. In der Region be-
fänden sich in Markdorf und Meersburg weitere 
Ganztagsschulen. „Somit besteht bereits derzeit für 
jede Schülerin und jeden Schüler bei Bedarf die Mög-
lichkeit, in erreichbarer Nähe eine Ganztagsschule zu 
besuchen“, heißt es wörtlich in dem Antwortschrei-
ben des Ministers an Zeller. „Man merkt, dass man in 
Stuttgart gar nicht auf die tatsächlichen örtlichen 
Gegebenheiten eingegangen ist oder diese geographi-
sche Situation nicht kennt“, zeigt sich Zeller ent-
täuscht. „Unsere Lage interessiert in der Landes-
hauptstadt gar nicht.“ Auch der Hinweis von Kultus-
minister Rau, man könne mit so genannten Jugend-
begleitern eine ganztägige Betreuung  aufbauen, hält 
Zeller für Augenwischerei. Erstens wird hier nicht die  
Qualität der Bildung gesehen, sondern nur die Quan-
tität und zweitens wird das Problem auf die Kommu-
nen abgewälzt, die diese Jugendbegleiter einstellen 
müssen, für die das Land dann einen Zuschuss ge-
währt. „Das ist aber keine Lösung für die Schule 
Fischbach, sondern eine „Ohrfeige“, meint Zeller. 
Die Schule Fischbach braucht den ordentlichen Ganz-
tagesbetrieb mit den notwendigen Lehrerwochen-
stunden und keine unrealistischen Gegenvorschläge 
aus dem Stuttgarter Ministerium“ fasst Zeller die 
Absage schwer enttäuscht zusammen.  
23.03.2009                               Büro Norbert Zeller, MdL 
 

Termine: 
 

30.03.2009 
 

Kreisvorstandssitzung 
 
19.30 Uhr bis 22.00 Uhr 
 
Parteiöffentlich 
 

02.04.2009 
 

Kreisdelegiertenkonferenz mit Neuwahlen im 
Kreisverband 
 
19.00 Uhr bis 22.00 Uhr 
Bürgersaal im Rathaus Immenstaad 

parteiöffentlich 
 
 
 
 

24.04.2009 
 
Vorstandssitzung der SBI im Hotel "Weisses 
Rössli", Staad SG, mit Verabschiedung der ausge-
schiedenen Vorstandsmitglieder 
 
17.00 Uhr bis 19.00 Uhr 
 
parteiöffentlich 
 

11.05.2009 
 

Kreisvorstandssitzung 
 
19.30 Uhr bis 22.00 Uhr 
 
parteiöffentlich 
 

23.05.2009 
 

BundespräsidentInnenwahl durch die  
Deutsche Bundesversammlung in Berlin 
 

07.06.2009 
 

Direktwahl des Europäischen Parlaments 
und  
Wahl der  
Kreis- und GemeinderätInnen  
in  
Baden-Württemberg 

 

10.09.2009 
 
Verleihung des VIII. "Prix Wasserfrau" 
der SBI 
 - näheres wird noch bekannt gegeben. 

17.00 Uhr bis 19.00 Uhr 
 

20.09.2009 
 

Wahl zum Vorarlberger Landtag 
 

27.09.2009 
 
Wahl zum 17. Deutschen Bundestag 
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SP Schweiz    
Kanton St. Gallen 
 

Communiqué der SP Kanton St.Gallen 
 

Wegen Krise stehen Lehrlinge 
auf der Strasse! 

 
Eine Firma in Gossau sucht für fünf Lehrlin-
ge neue Ausbildungsplätze. Die Krise 
schlägt sich jetzt auch auf den Lehrstellen-
markt nieder. Der kantonale Lehrstellen-
fonds bringt Entlastungen für Ausbildungs-
betriebe, damit Lehrstellen nicht mehr ge-
fährdet sind.  

St.Gallen – Die Gossauer Firma Tipper Tie Alpina 
AG sieht sich gezwungen fünf Lehrverträge mit 
Lehrbeginn im August 09 per sofort aufzulösen. Die 
Firma hat im Januar 48 von 172 Mitarbeitern gekün-
digt und ist nicht mehr in der Lage, diese fünf Lehr-
linge auszubilden.  
 
Lehrstelleninitiative bringt Entlastungen für 
Ausbildungsbetriebe  

Die Juso haben zusammen mit der SP eine Initiative 
eingereicht, die einen kantonalen Lehrstellenfonds 
fordert. Dieser Fonds unterstützt Unternehmen, die 
Ausbildungsplätze anbieten. Die St.Galler Regierung 
empfiehlt diese Initiative unverständlicherweise zur 
Ablehnung. Felix Birchler, Mitinitiant der Lehrstel-
leninitiative, kritisiert: „Das Beispiel dieser Gossauer 
Firma zeigt es: Die Krise schlägt jetzt auch auf den 
Lehrstellenmarkt durch. Es besteht ein grosser Hand-
lungsbedarf. Joe Keller hat die Zeichen der Zeit noch 
immer nicht  erkannt.“ 
 
Die SP St.Gallen ist zuversichtlich, dass die Stimm-
berechtigten, auch in Zukunft Ausbildungsplätze für  
 

 
 
 
 
 
 
 

  
 
Lehrlinge wollen und deshalb der Lehrstelleninitiati-
ve zustimmen. 
Rückfragen:  

         Felix Birchler, Mitinitiant der Lehrstellen initiative   

 18. März 2009                       Peter Olibet, Parteisekretär 
 

Endlich Steuererleichterungen 
für Familien  

Kampf für höhere Kinderabzüge hat sich 
gelohnt 

 

Die vorberatende Kommission unter-

stützt die die Initiative „50% mehr 

Kinderabzüge“. Noch vor einem Jahr 

haben die bürgerlichen Parteien diese 

Forderung abgeschmettert.  
 
St.Gallen – Vor einem Jahr hat die SP Fraktion zuerst 
in der vorberatenden Kommission und danach auch 
im Kantonsrat einen Antrag auf Erhöhung der Kin-
derabzüge gestellt. Die bürgerlichen Fraktionen inkl. 
der CVP haben diesen Antrag geschlossen abgelehnt. 
Die Familien wurden auf später vertröstet. Dass nun 
endlich ein Durchbruch erreicht wurde, ist der hart-
näckigen Forderung der SP nach höheren Kinderab-
zügen zu verdanken.  
 
Die SP St.Gallen hat im Herbst 07 ihre eigene Initia-
tive „Steuergerechtigkeit für Familien“ zur Abstim-
mung gebracht. Der Systemwechsel wurde von den 
StimmbürgerInnen verworfen. Die Forderung nach 
höheren Kinderabzügen war jedoch unbestritten. 
Kantonsrat Fredy Fässler bringt es auf den Punkt: 
„Die Umsetzung wurde stets mit fadenscheinigen 
Argumenten verschoben. Endlich konnten sich nun 
auch die anderen Parteien zu echten Entlastungen für 
die Familien durchringen. Wir freuen uns über diesen 
Erfolg.“ 
Für Rückfragen:  
Fredy Fässler, Kantonsrat  
19. März 2009                       Peter Olibet, Parteisekretär 

Sozialistische Bodensee-Internationale, SBI 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten und Gewerkschaften 

www.bodensee-internationale.org  
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«Schluss mit den Steuervorteilen 
für ausländische Millionärinnen 

und Millionäre» 
(Abschaffung der Pauschalsteuer) 

 

SP St.Gallen reicht kantonale 
Volksinitiative  zur Vorprüfung ein  

 
 Die SP Kanton St.Gallen wird eine kantonale 
Volkinitiative zur Abschaffung der Pauschal-
steuer lancieren. Heute hat die SP den Ent-
wurf der Initiative bei der Regierung zur Vor-
prüfung eingereicht.  

St.Gallen – Am 8. Februar haben die Zürcher Stimm-
berechtigten eine Volksinitiative mit dem gleichen 
Anliegen angenommen. Ausländische Millionärinnen 
und Millionäre können nicht mehr von einer Pau-
schalsteuer profitieren, sondern müssen – wie alle 
anderen – ihr Vermögen und ihre Einkünfte versteu-
ern. Claudia Friedl, Präsidentin der SP St.Gallen ist 
zuversichtlich, dass die Abschaffung der Pauschal-
steuer auch im Kanton St.Gallen mehrheitsfähig ist: 
„Die Steuereinkünfte der Pauschalbesteuerten betra-
gen gerade mal 0,15% der gesamten Steuereinnah-
men. Bleibt auch nur ein kleiner Teil dieser Personen 
hier wohnen, werden sich die Steuererträge erhöhen.“  
 

Nicht einfach warten, bis Bern endlich  
Handelt 

 
Auf eidgenössischer Ebene ist eine Standesinitiative 
des Kantons St.Gallen hängig. Diese will die Pau-
schalsteuer in der ganzen Schweiz abschaffen. Ob 
und wann dieses Anliegen mehrheitsfähig wird, steht 
in den Sternen. Deshalb will die SP St.Gallen dam 
Zürcher Beispiel folgen und die Pauschalsteuer auf 
kantonaler Ebene abschaffen. Der Entwurf für das 
Volksbegehren wird heute bei der Regierung zur 
Vorprüfung eingereicht.  
 
Am kantonalen Parteitag vom 25. April wird die SP 
St.Gallen abschliessend über die Lancierung dieser 
Initiative beschliessen und danach der Sammlung der 
nötigen 6'000  Unterschriften beginnen. 
Für Rückfragen:  
                                       Claudia Friedl, Parteipräsidentin 
19. März 2009                       Peter Olibet, Parteisekretär 

SPÖ 

 
 

Lieber Roter Seehas,  
 

In schwierigen Zeiten gilt noch mehr als sonst: Ge-
meinsam statt einsam. Darum hat die österreichische 
Bundesregierung rechtzeitig damit begonnen, in der 
Europäischen Union das Bewusstsein für solidarische 
Wirtschaftshilfe zu schärfen. Wenn unseren Wirt-
schaftspartnern gemeinschaftlich unter die Arme 
gegriffen wird, hilft das vor allem auch Österreichs 
Unternehmen, die stark in den Ländern Mittel- und 
Osteuropas engagiert sind. 
 
Unsere Anstrengungen haben Erfolg: Im Kampf 
gegen die Krise wird es eine Aufstockung des Not-
fallsfonds für die Nicht-Euro-Länder innerhalb der 
Union geben und der Internationale Währungsfonds 
wird deutlich mehr Mittel für Unterstützungsmaß-
nahmen bekommen. Darauf haben sich alle Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union beim Früh-
jahrsgipfel in Brüssel geeinigt. 
 
Meine Überzeugung lautet: In der Europäischen Uni-
on kann man nicht einfach zuschauen, wie jemand in 
Schwierigkeiten kommt. Für Österreich ist diese eur-
o-päische Solidarität besonders wichtig: Schließlich 
werden rund 60 Prozent unseres Bruttoinlandspro-
dukts im Ausland erwirtschaftet. 
 
In der Krise zeigt es sich derzeit sehr deutlich: Große 
Brocken stemmt man nur gemeinsam. Und mit kluger 
und solidarischer Hilfe wird es uns in Europa gelin-
gen, die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise 
abzumildern. 
Mit besten Grüßen, 

 
           20. März 2009, Werner Faymann, Bundeskanzler 
 

 

SPÖ-Landesparteivorsitzender  
Michael Ritsch fordert mehr  
gemeinnützigen Wohnbau 

 

„Mit Jugendwohnungen auch den 
Bedürfnissen der Jungen Rechnung 

tragen“ 
 SPÖ-Landesparteivorsitzender Michael Ritsch stellte 
heute drei wesentliche Forderungen zum gemeinnüt-
zigen Wohnbau in Vorarlberg vor. So soll es einheit-
liche Wohnungsvergaberichtlinien geben, Gemeinden 
zum gemeinnützigen Wohnbau verpflichtet und mehr 
Jugendwohnungen geschaffen werden. Mit diesen 
Vorschlägen, so Ritsch, wird dem Anspruch nach 
mehr Wohnraum und neuen Bedürfnissen der Miete-
rInnen Rechnung getragen. 
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Die Zahl der Wohnungssuchenden, die auf leistbaren 
Wohnraum angewiesen sind, steigt von Jahr zu Jahr. 
Die SPÖ ist der Ansicht, dass Projekte des gemein-
nützigen Wohnbaus in allen Gemeinden des Landes 
umgesetzt werden sollen. Es gilt daher die Gemein-
den zu überzeugen und zu motivieren, Wohnprojekte 
im gemeinnützigen Wohnbau aktiv zu fördern. 
Gleichzeitig soll geprüft werden, inwieweit die Ge-
meinden seitens des Gesetzgebers auch zu einer För-
derung verpflichtet werden können.  
  
Auf der Agenda von SPÖ-Chef Michael Ritsch ste-
hen auch die Schaffung von Jugend- und Senioren-
wohnungen. Ziel ist es, jährlich wenigstens 25 neue 
Jugendwohnungen zu errichten. Betreute Senioren-
wohnungen sollen den Bedarf für jene Pflegesituation 
abdecken, in welchen Pflege zuhause nicht oder nur 
schlecht zu bewältigen ist, eine Pflege im Pflegeheim 
aber dennoch nicht angemessen erscheint.  
  
Als Beispiel für die einheitlichen Wohnungsvergabe-
richtlinien dient die Landeshauptstadt Bregenz. Dort 
existieren seit einem Jahr EU-konforme Richtlinien. 
Das bedeutet, dass ein langjähriger Aufenthalt in 
Bregenz keine Grundvoraussetzung mehr für die 
Zuweisung einer gemeinnützigen Wohnung ist. Die 
Vereinheitlichung würde aber auch den Druck auf die 
Wohnbaupolitik der Städte und Ballungsräume er-
heblich verringern.  
                                                 SPÖ-Express – 13.03.2009 
 

Zweites Gewaltschutzgesetz 
beschlossen 

 

SPÖ-Frauensprecherin Pircher:  
„Mehr Unterstützung für die 

Opfer, strengere Kontrollen für 
Sexualstraftäter“  

 
 „Mit dem gestern im Nationalrat beschlossenen 
zweiten Gewaltschutzgesetz wird ein weiterer wich-
tiger Meilenstein im Opferschutz gesetzt“, begrüßt 
SPÖ-Frauensprecherin LAbg. Olga Pircher die gest-
rige Beschlussfassung ausdrücklich. 
  
Pircher hält fest, dass das zweite Gewaltschutzgesetz 
zahlreiche Neuerungen im Sinne der Opfer bringe. So 
gebe es einen neuen Straftatbestand bei fortgesetzter 
Gewaltausübung. Die Rechte von Opfern, wie bei-
spielsweise das Recht auf psychosoziale Prozessbe-
gleitung, die schonende Einvernahme sowie die Ge-
heimhaltung der Wohnadresse seien weitere wichtige 
Neuerungen.  
 
Besonders wichtig erscheine auch, so Pircher weiter, 
das Berufs- und Tätigkeitsverbot bei sexueller Gewalt 
an Kindern. „Gerade das Berufs- und Tätigkeitsver-
bot ist ein Beitrag zur Verhinderung von sexueller 

Gewalt an Kindern. Zusammenfassend kann jeden-
falls gesagt werden, dass das zweite Gewaltschutzge-
setz ein weiterer wichtiger Schritt für die Frauen in 
Österreich ist“, schließt Pircher. 
                                                 SPÖ-Express – 13.03.2009 
 

 
 

 
 
 

„Die Banker haben zu lange Reise nach 
Jerusalem gespielt“ 

Kißlegger Bürger zeigen 
großes Interesse an SPD-

Veranstaltung 
 

KIßLEGG (hm) – Auf Einladung der SPD-Bundes-
tagsfraktion haben am vergangenen Freitag rund 80 
Bürger im überfüllten Gasthaus Löwen in Kißlegg 
diskutiert. Das Motto der Veranstaltung lautete: „Die 
Krise meistern – anpacken für unsere Region“. Neben 
den Bundestagsabgeordneten Hilde Mattheis und 
Martin Gerster (beide SPD) saßen der Kißlegger 
Bürgermeister Dieter Krattenmacher (CDU) und 
Hans-Joachim Beyer, Gewerkschaftssekretär von 
ver.di, auf dem Podium. 

 
v. li. BM Krattenmacher, Martin Gerster, MdB, Hilde 
Mattheis, MdB, Hans-Joachim Beyer     
Foto: W. Heinzel 
„Die Banker haben zu lange Reise nach Jerusalem 
gespielt – und jetzt hat auf einmal die Musik aufge-
hört“, umschrieb die Ulmer Bundestagsabgeordnete 
Hilde Mattheis die Finanzmarktkrise und deren Aus-
löser. Zu Beginn der Veranstaltung erklärten sie und 
der Biberacher Martin Gerster, der auch als Modera-
tor fungierte, das Handeln der Bundesregierung in der 
Krise. Die Konjunkturmaßnahmen, wie zum Beispiel 
die Abwrackprämie und das verlängerte Kurzarbei-
tergeld, seien ein voller Erfolg, aber noch kein Grund 
zur Euphorie. Man wisse weder um die Situation 
vieler Banken und Konzerne, noch seien die Schuldi-
gen bisher zu Verantwortung gezogen worden. Man 
müsse nun auch über eine „Reichensteuer“ nachden-
ken, so Gerster.  
 

SPD Kreis Biberach 
MdB  

Martin Gerster  
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Dass das Konjunkturpaket 2 unmittelbar Wirkung 
zeigt, bestätigte der Kißlegger Bürgermeister Dieter 
Krattenmacher. Durch die Finanzspritze würden be-
reits geplante Baumaßnahmen vorgezogen, die sonst 
noch länger hätten warten müssen. Vor allem durch 
Folgeinvestitionen entstünden so Aufträge für eine 
Vielzahl kleiner Handwerksbetriebe, wie sie in der 
Region vorherrschend seien. 

Auch ethische und moralische Gesichtspunkte der 
Krise wurden beleuchtet. Die Krise sei eine Chance, 
Werte zu etablieren und die Wichtigkeit sozialen 
Denkens zu verdeutlichen. Sozial verantwortliches 
Wirtschaften forderte auch ver.di-Gewerkschafts-
sekretär Hans-Joachim Beyer. Er wies im Besonderen 
auf die so genannten „prekären Beschäftigungsver-
hältnisse“ hin und forderte noch mehr staatliches 
Engagement in der Krise: „Ich halte das Konjunktur-
programm II für richtig, aber für nicht ausreichend.“ 
Es seien die Leiharbeiter, die in Krisenzeiten als erste 
ohne Job dastünden. 
 
Einig waren sich alle Diskutanten in der Feststellung, 
dass sich die sozialen Sicherungssysteme der Bundes-
republik als krisensicher erwiesen hätten und auch in 
Zukunft unabdingbar seien. Die Organisatoren zeig-
ten sich über den großen Andrang überrascht und 
zugleich erfreut, dass sich die Bürger in schwierigen 
Zeiten auf sozialdemokratische Ideen besönnen. Die 
Veranstaltung endete optimistisch mit den Worten 
Dieter Krattenmachers: „Zusammen sind wir stark.“ 
Biberach, den 18. März 2009,                                     
Wolfgang Heinzel,       Büroleiter Martin Gerster, MdB 
 

Einstimmiger Vorstandsbeschluss 

Biberacher SPD soll sich für 
Baumschutz einsetzen 

 
BIBERACH (zel) – Stadtbildprägende Bäume sollen 
in Biberach künftig besser geschützt werden. Das hat 
der SPD-Ortsvereinsvorstand auf seiner jüngsten 
Sitzung einstimmig beschlossen. „Es wurde von uns 
seit geraumer Zeit an diesem Satzungsentwurf gear-
beitet, der demnächst auf einer Mitgliederversamm-
lung beraten und der SPD-Gemeinderatsfraktion 
zugeleitet wird“, sagte Ortsvereinsvorsitzender Ro-
land Luschkowski. 
 
Alle „ortsbildprägenden Bäume“ mit einem Stam-
mesumfang über 80 Zentimeter sollen nach dem 
Willen des Biberacher SPD-Vorstands künftig nicht 
so einfach abgeholzt werden können - egal, ob sie auf 
öffentlichem oder privatem Grund stehen. „Das Orts-
bild umfasst dabei das, was für den Betrachter – und 
zwar nicht nur aus einem Blickwinkel – sichtbar ist 
und das Umgebungsbild prägt oder mitprägt“, heißt 
es in dem Satzungsentwurf.  
Sollte die Satzung bei Mitgliederversammlung, SPD-
Stadtratsfraktion und schließlich Gemeinderatssit-

zung eine Mehrheit findet, müsste die Biberacher 
Stadtverwaltung alle zehn Jahre den Baumbestand im 
Gebiet von Kernstadt und Teilorten kartieren. Maß-
geblich für die Einordnung eines Baumes als orts-
bildprägend sollen Stammumfang, Wuchs, Alter, Art 
und Lebenserwartung sein. Übliche Pflegemaßnah-
men, Waldbewirtschaftung und „Maßnahmen zur 
Abwendung einer unmittelbar drohenden Gefahr“ 
sollen den Baumschutz laut Entwurf jedoch ein-
schränken. 
 
„Die SPD Biberach hat den Schutz von Bäumen und 
die Forderung nach Neu- und Ersatzpflanzungen in 
ihrem Kommunalwahlprogramm fest verankert“, 
erläuterte Luschkowski. „Dennoch bleibt abzuwägen, 
was höher bei einer solchen Entscheidung zu bewer-
ten ist: die Eigentumsrechte der Grundstückseigen-
tümer oder das Allgemeinwohl.“  
 
Sinn der Satzung sei Sinn der Satzung sei die Siche-
rung eines ausgewogenen Naturhaushaltes und von 
Lebensstätten der Tier- und Pflanzenwelt sowie die 
Belebung, Gliederung und Pflege des Orts- und 
Landschaftsbildes. „Aber – nicht jeder Baum macht 
per se auch Freude, ich denke da nur an eine 
groß gewachsene Birke vor unserem Haus, 
die uns das ganze Jahr über ungemein viel Arbeit 
beschert“, ist dem knorrigen Ortsvereinsvorsitzenden 
klar. „Es geht dem Biberacher SPD-Vorstand nicht 
darum, Grundstückseigentümer zu gängeln und zu 
bevormunden, sondern unser Schwerpunkt liegt auf 
ortsbildprägenden Bäumen, die unter Schutz gestellt 
werden sollen, und da muss man sehen, welche Be-
wertung dann auch zum Beispiel bei unserer Birke 
rauskommt.“ 
                                                                 Wolfgang Heinzel 
 

An die SPD-Gemeinderatsfraktion 
Biberach 

Antrag zum Schutz von 
Baumbeständen 

 
Der Vorstand der SPD möge beschließen und der 
Mitgliederversammlung entsprechend zur Annahme 
empfehlen: 
Die Fraktion der SPD im Biberacher Gemeinderat 
wird aufgefordert im Gemeinderat eine Satzung zum 
Schutz von Baumbeständen im gesamten Stadtgebiet 
zu fordern und als Antrag einzubringen. 
Die zu erarbeitende Satzung sollte sich von folgenden 
Bestandteilen leiten lassen: 
 
1.Diese Satzung gilt für den Schutz des Baumbestan-
des innerhalb der bebauten Ortsteile und der geplan-
ten Siedlungsfläche auf dem Gebiet der Stadt Bibe-
rach mit Ortsteilen 
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2. Unter Schutz gestellt werden alle ortbildprägenden 
Bäume. Das Ortsbild umfasst dabei das, was für den 
Betrachter – und zwar nicht nur aus einem Blickwin-
kel – sichtbar ist und das Umgebungsbild prägt oder 
mitprägt. 
3. Maßgeblich für die Einordnung eines Baumes als 
ortbildprägen im Sinne des Abs. 2 sind Stammum-
fang, Wuchs, Alter, Art und Lebenserwartung. Diese 
Kriterien sind in einem Bewertungsmaßstab zusam-
mengestellt. Der Bewertungsmaßstab ist Bestandteil 
dieser Satzung.  
4. Der Stammumfang der geschützten Bäume ist in 
einer Höhe von 100 cm über dem Erdboden zu mes-
sen. Liegt der Kronenansatz unter dieser Höhe, ist der 
Stammumfang in einem Abstand von 10 cm unter 
dem Kronenansatz maßgebend. Bei mehr-stämmig 
ausgebildeten Einzelbäumen ist die Summe der 
Stammumfänge maßgebend, wobei nur diejenigen 
Teilstämme mitgezählt werden, die einen Mindest-
umfang von 10 cm besitzen. 
5. Die Stadt Biberach unternimmt eine Kartierung des 
gesamten Baumbestandes der Gesamtstadt und be-
wertet die bestehenden Bäume. Diese Kartierung 
wird alle 10 Jahre fortgeschrieben. 
 
6. Nach der Kartierung werden die betroffenen Ei-
gentümer von der Unterschutzstellung schriftlich 
benachrichtigt. Diese Benachrichtigung wirkt auch 
bei etwaigen Rechts-Nachfolgern. 
 
7. Die Vorschriften dieser zu erarbeitenden Satzung 
gelten auch für alle öffentlichen Bäume mit einem 
Stammumfang > 80 cm, alle Straßenbäume sowie 
behördlich angeordnete Ersatzpflanzungen, auch 
wenn die sonstigen Voraussetzungen der Abs. 2 und 
3. nicht erfüllt sind. 
 
Der wesentliche Zweck des Baumschutzes ist die 
Erhaltung des Baumbestandes insbesondere zur Si-
cherung eines ausgewogenen Naturhaushaltes und 
von Lebensstätten der Tier- und Pflanzenwelt sowie 
zur Belebung, Gliederung und Pflege des Orts- und 
Landschaftsbildes. 
 
Im Geltungsbereich einer solchen Satzung ist es ver-
boten, geschützte Bäume zu entfernen, zu zerstören, 
zu schädigen oder ihren Aufbau wesentlich zu verän-
dern. Hierunter fallen nicht die üblichen Pflegemaß-
nahmen, Erhaltungsmaßnahmen, Maßnahmen im 
Rahmen eines ordnungsgemäßen Betriebs von Baum-
schulen oder Gärtnereien, Maßnahmen der ordnungs- 

gemäßen Gestaltung, Pflege und Sicherung von öf-
fentlichen Grünflächen, die Gewässerunterhaltung 
sowie die ordnungsgemäße Bewirtschaftung von 
Wald. Erlaubt sind ferner unaufschiebbare Maßnah-
men zur Abwendung einer unmittelbar drohenden 
Gefahr. 
Beschluss Vorstand:            einstimmig 
                                 Übermittelt durch Wolfgang Heinzel 
 

MdB Martin Gerster nominiert 
Schülerin 

Riedlingerin geht zum 
Jugendpressetag nach Berlin 

 
BIBERACH (hm) - Der Biberacher SPD-Bundestags- 
abgeordnete Martin Gerster hat Oxana Lytus, Schüle-
rin des Kreisgymnasiums Riedlingen, für den Ju-
gendpressetag der SPD-Bundestagsfraktion in Berlin 
nominiert. Die 18-Jährige ist eine von 100 talentier-
ten Schülerzeitungsredakteuren und Nachwuchsjour-
nalisten, die vom 22. bis 24. April mit Journalisten 
und Politikern zusammentreffen werden. Höhepunkt 
wird der Besuch einer Pressekonferenz mit Peer 
Steinbrück in den Räumen der Bundespressekonfe-
renz sein. 

 
Text und Foto:      Wolfgang Heinzel, Büroleiter Martin 
Gerster, MdB 
 

„Promis lesen vor“  

Kinder lauschen freudig den 
Geschichten der Großen 

 
BIBERACH (hm/zel) - Der Biberacher SPD-Bun-
destagsabgeordnete Martin Gerster hat in der Stadt-
bücherei Biberach Kindern die Freude an Büchern 
vermittelt. Im Rahmen der Aktion „Promis lesen vor“ 
erzählten neben Gerster auch die Vorsitzenden der 
Biberacher Gemeinderatsfraktionen von CDU, Hans-
Jürgen Dullenkopf, und SPD, Gabriele Kübler, den 
begeisterten Nachwuchslesern Interessantes aus Bü-
chern. Obwohl nur eine Hand voll Kinder anwesend 
waren, war die Veranstaltung wegen der Freude der 
Kinder durchaus gelungen und ein positives Signal in 
Zeiten der wachsenden Bedeutung elektronischer 
Medien. „Es hat mir großen Spaß gemacht, ich lese 
jeder Zeit gerne wieder“, sagte MdB Gerster. 
 



                                                                                                                                                                     

 
 
 
 
 

18 

 
Text und Foto:      Wolfgang Heinzel, Büroleiter Martin 
Gerster, MdB 
 

Ständchen vor dem Reichstag 

Biberacher Ranzengarde sorgt 
für Furore  

 
BERLIN (zel) - Der Berliner Reichstag ist jetzt Ort 
eines besonderen Schauspiels gewesen: Die Bibera-
cher Ranzengarde, sonst nur zu Schützenfestzeiten 
unterwegs, brachte die Besucherschlange zum Sto-
cken und einem Polizisten die Gelegenheit zu Video-
aufnahmen, als sie auf den Treppenstufen vor dem 
Reichstag ihr neustes und drei weitere Stücklein 
aufführte. Ranzengardenmajor Anton Maichle hatte 
„Heidi“, mit spanischen Rhythmen flott arrangiert, 
neu ins Programm aufgenommen. „Sensationell!!!!“ 
seien die Wirkung und überhaupt der ganze Aufent-
halt in Berlin gewesen, war die Gruppe sich mit den 
anderen Mitfahrern einig, als sie im Bus auf der 
Rückfahrt nach Biberach war. Die Ranzengarde war 
Teil einer 50-köpfigen Gruppe, die vom Biberacher 
SPD-Bundestagsabgeordneten Martin Gerster zu 
einer viertägigen Berlinreise eingeladen worden war. 
Neben Reichstagsführung und Gespräch mit Gerster 
standen unter anderem Besuche im Innen- und im 
Außenministerium, im Willy-Brandt-Haus und im 
ehemaligen Potsdamer Stasigefängnis auf dem Pro-
gramm. „Das alles war das Genialste, was wir seit 
langem gemacht haben“, zog Maichle ein zufriedenes 
Fazit. 

 
Text, Foto: Wolfgang Heinzel 

Städtebauförderung im Landkreis 
Biberach 2009 

 

SPD-MdB Martin Gerster:  

Das wird Aufträge für die 
Betriebe schaffen 

 
BERLIN/BIBERACH - Aus den verschiedenen Städ-
tebauförderprogrammen von Bund und Land erhalten 
Gemeinden im Landkreis Biberach dieses Jahr 2,7 
Millionen Euro. Das hat der Biberach-Wangener 
SPD-Bundestagsabgeordnete Martin Gerster mitge-
teilt. Am meisten Geld fließt mit zweieinviertel Mil-
lionen Euro aus dem Landessanierungsprogramm 
sowie 450.000 Euro aus den verschiedenen Bund-
Länder-Programmen zu Sanierung, Entwicklung und 
sozialer Stadt. Die größten Nutznießer sind die Städte 
Bad Schussenried mit 840.000 und Biberach mit 
450.000 Euro. „Ich freue mich, dass unseren Städten 
und Gemeinden geholfen wird“, so Gerster. Es sei 
gut, dass viele Projekte aus der Region in die Förde-
rung einbezogen würden. „Das wird Aufträge für 
unsere hiesigen Unternehmen und Betriebe schaffen.“ 
 
Die baden-württembergischen Städte und Gemeinden 
erhalten in diesem Jahr insgesamt rund 158 Millionen 
Euro aus den Programmen der Städtebauförderung  
sowie weitere 50 Millionen Euro im Rahmen des Zu-
kunftsinvestitionsprogramms - Konjunkturpakets II 
der Bundesregierung, über deren konkrete Verwen-
dung aber noch nicht entschieden ist. 
Biberach, den 23. März 2009 
       Wolfgang Heinzel, Büroleiter Martin Gerster, MdB 
 

Vorfahrt für die Feuerwehr  
 

Renate Gradistanac:  
 
  Feuerwehr-Führerschein billiger 
                  und einfacher 
 
Renate  zu  erlangen sein, die Kosten  reduzieren sich 
auf ein Drittel. 
 
"Wir  wollen  helfen, den  akuten  Mangel  an  jungen 
Fahrern  und Fahrerinnen bei der Freiwilligen Feuer-
wehr  schnell zu beheben", sagt die Abgeordnete. Ein 
Ergebnis  des  vierten  Feuerwehrkongresses in Berlin 
ist  die  Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung: Eh-
renamtliche  mit  dem  Führerschein  B  sollen   künf-
tig  per Zusatzausbildung und Prüfung den Schein für 
Einsatzfahrzeuge  bis  zu 4,25 Tonnen erlangen kön-
nen. 
 
Besonders wichtig dabei: Bislang kostet der   Erwerb 
des  Scheins  der  Klasse  C1  rund  3000 Euro. Diese 
Kosten  sollen  sich  auf  ein  Drittel reduzieren. Gra-
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distanac spricht von einer "praktikablen und verant-
wortungsvollen Lösung". 
 
Hintergrund der Änderung ist die Umwandlung einer 
EU-Richtlinie   in   deutsches  Recht  zum   1. Januar 
1999. Seit  der  Neuregelung  des Fahrerlaubnisrechts 
dürfen  auch  Feuerwehrautos  zwischen  3,5 Tonnen 
und 7,5 Tonnen nur noch mit einem Führerschein der 
Klasse C 1 gefahren werden. 
                                              Renate Gradistanac MdB 

 

Aktionsplan zum Schutz vor 
Überschuldung 

 

Zum Bericht über das „Allzeithoch bei den 
überschuldeten Haushalten“  des heutigen 
ARD- Morgenmagazins verweist die stellver-
tretende Sprecherin der Arbeitsgruppe Vertei-
lungsgerechtigkeit und soziale Integration der 
SPD-Bundestagsfraktion, Hilde Mattheis, auf 
die Dringlichkeit eines Aktionsplans zum 
Schutz vor Überschuldung: 
 
Die wieder ansteigende Zahl überschuldeter Haushal-
te über die 3 Millionen-Grenze hinaus macht eine 
gemeinsame und konzentrierte Anstrengung aller mit 
Hilfestellungen befasster Institutionen notwendig.  
 
Die Arbeitsgruppe Verteilungsgerechtigkeit und sozi-
ale Integration der SPD-Bundestagsfraktion empfiehlt 
einen „Aktionsplan gegen Überschuldung“, in dem 
Politik (Bund, Länder und Kommunen), Verbrau-
cher- und Wohlfahrtsverbände, Wirtschaft und Wis-
senschaft gemeinsam Präventions- und Hilfsangebote 
bereitstellen. 
 
Schuldnerberatung ist ein hocheffizientes Instrument 
der Armutsprävention und Armutsbekämpfung. Er-
gebnisse einer Studie für den 3. Armuts- und Reich-
tumsbericht zur Wirksamkeit von Schuldnerberatung 
belegen dies eindrücklich. Ein Ausbau kostet zwar 
auch Geld. Aber Untersuchungen belegen: Jeder Euro 
für die Schuldnerberatung führt zu Einsparungen bei 
Sozialausgaben in Höhe von zwei Euro. Sie muss 
deshalb – auch im Interesse der öffentlichen Haushal-
te – ausgebaut werden, nicht nur finanziell, sondern 
auch auf der Ebene psychologischer und persönlicher 
Beratung. 
 
Deshalb müssen jetzt im Rahmen eines „Aktionspla-
nes“ mehr Mittel und effektive Instrumente zur Ver-
fügung gestellt werden, die zur Vermeidung und dem 
Abbau von Überschuldung gezielt beitragen. 
 
Ein „Aktionsplan gegen Überschuldung“ kann zur 
Stabilisierung des Vertrauens in den Sozialstaat be-
tragen. Er kann ein deutliches Zeichen dafür sein, 

dass Bürgerinnen und Bürger, die in finanzielle Not 
geraten, nicht allein gelassen werden.  

 
Angesichts der aktuellen Lage sind die Länder in der 
Pflicht, mehr Mittel für die Finanzierung der Bera-
tung zur Verfügung zu stellen. 
 
Denn die Zahl der Schuldnerberatungsstellen und der 
Berater hat sich seit Jahren nicht erhöht. Die Warte-
zeiten für eine sachgerechte Beratung bleiben weiter-
hin unverantwortlich hoch. Wenn nun die Anzahl neu 
überschuldeter Haushalte nicht mehr so rasant wie in 
den letzten Jahren steigt, so ist deren Abbau noch 
lange nicht in Sicht. 

 
Zu befürchten ist, dass mit Verschlechterung der 
Wirtschaftslage neben den Millionen nicht abgearbei-
teten Überschuldungsfällen weitere Hilfsbedürftige in 
hoher Zahl die Beratungsstellen überlaufen werden. 
Das bereitgestellte Beratungsangebot und die flankie-
renden Maßnahmen sind jedenfalls lange nicht aus-
reichend.  
19.03.2009                                        Hilde Mattheis, MdB 
 

CDU lässt Arbeitslose im Stich 
Gradistanac:  
Einigung bei Job-Centern passt der 
Union nicht ins Wahlkampfkonzept 
 
Empört  reagiert  Renate  Gradistanac  (SPD)  auf das 
Scheitern   der  Neuorganisation  der  Job-Center, wie 
sie vom Bundesverfassungsgericht gefordert wurde. 
 
Mitten  in der schwersten Finanz- und Wirtschaftskri-
se der vergangenen 80 Jahre, so die SPD-Bundestags-
abgeordnete,  verweigere  die  CDU/CSU   eine "trag-
fähige Lösung" zur   Neuorganisation der Job-Center. 
Die Union schade der Arbeitsmarktpolitik in Deutsch 
land "auf Kosten der Arbeitssuchenden". 
 
Renate   Gradistanac  verweist  auf   das  Urteil    des 
Bundesverfassungsgerichts  von 2007, das  die   Zu-
sammenarbeit von Kommunen und Bund  (also:   der  
Bundesagentur  für  Arbeit)  für erfassungswidrig  er-
klärte hat, weil   das   Grundgesetz  eine  Zusammen-
arbeit   von Kommunen und Bund nicht vorsieht. 
 
Konsequenz:  Ende 2010 wäre damit der bestehenden 
Praxis  die Rechtsgrundlage  entzogen; diese Frist hat 
das  Gericht  der Politik  zur Klärung gesetzt. Bislang 
existieren  drei Modelle: Kommune und Arbeitsagen-
tur betreiben  gemeinsam  ein Job-Center, eine so ge-
nannte Optionskommune trägt alleine ein Job-Center 
oder es existiert eine  komplett getrennte Trägerschaft 
für die Leistungen von Bundesagentur und Kommun-
en. 
 
Gradistanac verweist auf den vorliegenden Vorschlag 
des  Bundesarbeitsministers  Olaf Scholz (SPD):   
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Alle Länder, das CDU-Präsidium und die SPD, stün-
den zu dem Kompromiss, die Job-Center in "Zentren 
für  Arbeit  und  Grundsicherung" umzuwandeln und 
das Grundgesetz zu ändern. "Seit Sommer 2008  wird 
das diskutiert. Echte Bedenken  gegen  eine Grundge-
setzänderung hätten der CDU/CSU  auch früher ein-
fallen können", so Gradistanac. 
 
Und:  "Bleibt  die  Frage, inwiefern  der    zuständige 
Haushaltspolitiker der Union, Hans-Joachim Fuchtel, 
seinen angeblichen Einfluss geltend gemacht hat"  
 
Die  Ablehnung  der  Union  bedeute  wohl, dass eine 
getrennte  Wahrnehmung  der Aufgaben von Agentur 
für Arbeit und Kommunen für   die Union auf  einmal 
interessanter erscheint: "Es ist schon seltsam: Alle 16 
Ministerpräsidenten   haben dem Vorschlag von Ar-
beitsminister Scholz, Kurt Beck und Jürgen  Rüttgers 
zugestimmt.  Auch   das   CDU-Präsidium  unter  der 
Führung der CDU-Vorsitzenden hat diesen Kompro-
miss mehrfach  befürwortet  und die  Unionsfraktion 
gebeten, den Weg  für  unsere  Neuregelung mitzuge-
hen. Ohne Erfolg." 
 
Da es bei der Neuordnung auch um eine Planungssi-
cherheit für die Mitarbeiterinnen  und Mitarbeiter  in 
den  Job-Centern  gehe, bleibe  das  Fazit: "Mit  ihren 
kleinkarierten  Spielchen   mitten  in  der Wirtschafts- 
und Finanzkrise  und angesichts steigender Arbeitslo-
senzahlen schadet die Union  der  Arbeitsvermittlung 
in Deutschland." 
                                          Büro Renate Gradistanac MdB 
 

Frauenquote im Aufsichtsrat! 
 

Renate Gradistanac fordert im 
Bundestag Lohngerechtigkeit 

 
Frauen verdienen in Deutschland 23 Prozent weniger 
Lohn und Gehalt als Männer. „Eine Schande!“, wet-
tert Renate Gradistanac (SPD). 
Ihre Rede am Donnerstag im Bundestag eröffnete sie 
mit einem Zitat des alten Macho Mario Adorf. „Ein 
erfolgreicher Mann“, soll der Schauspieler einmal 
getönt haben, „ist ein Mann, der mehr verdient, als 
eine Frau ausgeben kann“. Und süffisant fügte er 
hinzu: „Eine erfolgreiche Frau ist eine, die so einen 
Mann findet.“ 
Ein schlechter Witz, der zu Mario Adorfs Rolle als 
Generaldirektor Heinrich Haffenloher in der TV-
Satire „Kir Royal“ aus dem Jahr 1986 passen würde. 
Tatsächlich, sagte Renate Gradistanac in ihrer Rede, 
sei solches Gedankengut auch im Jahr 2009 noch 
verbreitet. Sie zitierte die Vorsitzende der Frauen in 
der CDU, Ingrid Fischbach, mit dem Satz: „Die 
männlichen Kollegen sehen sich eher in der Ernährer-
rolle und können nicht alles mittragen.“ 
Gradistanac, stellvertretende frauenpolitische Spre-
cherin der SPD-Fraktion, bedankte sich für diese 

Vorlage und forderte die Kollegin Fischbach und 
deren Kollegen auf, ihre „verstaubten Rollenbilder“ 
zu modernisieren: „Frauen wollen heute kein An-
hängsel ihrer Männer sein. Frauen wollen ihren Le-
bensunterhalt selbst verdienen.“ 
Die frauenpolitische Sprecherin der CDU/CSU im 
Bundestag ist – ein Mann und heißt Johannes Sing-
hammer. „Kläglich versagt“ habe er, hielt ihm seine 
SPD-Kollegin vor. Fast ein Jahr lang hatte Renate 
Gradistanac über einen Antrag zur „Entgeltgleich-
heit“ verhandelt – und am Ende „nicht einmal einen 
minimalen Konsens“ mit der CDU/CSU gefunden. 
Indes hat Renate Gradistanac im März auf höchster 
Ebene, als Delegierte der UN-Frauenrechtskommissi-
on in New York, die verschärften Bedingungen für 
Frauen unter dem Eindruck der Finanzkrise erörtert: 
„Frauen sind in einer schwächeren Position – sie ha-
ben eine geringere Erwerbsquote, deutlich mehr 
Frauen sind in Teilzeit- und Minijobs beschäftigt und 
entsprechend schlecht versichert. Frauen erhalten 
weniger Rente und haben ein höheres Risiko, im Al-
ter zu verarmen.“ 
Um die „Lohnlücke“ zwischen Männern und Frauen 
zu schließen, brauche es eine „aktive Gleichstel-
lungspolitik“. Gradistanac: „Wir von der SPD fordern 
eine geschlechtergerechte Haushaltspolitik (Gender-
Budgeting), einen flächendeckenden gesetzlichen 
Mindestlohn, ein Gleichstellungsgesetz für die Pri-
vatwirtschaft und eine Frauenquote von 40 Prozent 
bei der Besetzung von Aufsichtsratsgremien.“ 
Um das Prinzip „Gleicher Lohn für gleiche und 
gleichwertige Arbeit“ endlich zu verwirklichen, müs-
se ein „Diskriminierungs-Check für Arbeitsverträge“ 
her und das Antidiskriminierungsrecht verschärft 
werden. 
Renate Gradistanac: „Für die Frauen in der SPD ist 
nicht Mario Adorf maßgeblich – für uns gilt ein Wort 
von Abraham Lincoln: Wenn du nur tust, was du 
immer getan hast, wirst du auch nur das bekommen, 
was du schon immer bekommen hast.’“ 

24. März 2009 
                                          Büro Renate Gradistanac MdB 
 
„Wenn Finanzjongleure, die wir gerade mit 
Steuergeldern vor dem Bankrott gerettet haben, 
glauben, es gehe nun einfach weiter wie bisher, 
dann sind sie auf dem Holzweg. An einer neuen 
Finanzmarktarchitektur und an klaren Regeln 
gegen Gehaltsorgien der Manager führt kein 
Weg vorbei.“  
 

Der Wirtschaftsexperte und Europaabgeordnete 
Dr. Udo Bullmann zu notwendigen Finanzrefor-
men 
Qelle:                           Europa-Aktuell -  Nr. 4 2009 
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7. Juni Europawahl 
 

 
 
Liebe Mitbürgerinnen und 
Mitbürger, 
 
 
Sozialdemokratisches Wahlziel Nummer 1 
am 7. Juni: Wir geben Europa das Gesicht. 
In Baden-Württemberg  ist es auch mein 
Gesicht als Kandidat. Ein menschliches Ge-
sicht steht für das politische Gesicht Euro-
pas: Den Menschen zugewandt, sozial und 
solidarisch. 
 

Den Menschen zugewandt ist die Europä-
ische Union aus einer Wirtschaftsgemein-
schaft gewachsen, die Wohlstand und mehr 
als 60 Jahre Frieden gebracht hat. Den 
Wohlstand sichert ein funktionierender Bin-
nenmarkt. Den Frieden erhalten wir, indem 
wir die Menschen und nicht die Märkte in 
den Mittelpunkt rücken. 
 

Sozial muss das Europa der Zukunft sein. 
Den Menschen Arbeitsplätze geben und 
guten Lohn für gute Arbeit sichern, damit 
alle Familien frei von Not leben können. 
 

Solidarisch muss Europa sein. Lasten ge-
meinsam tragen und Schwächere mitneh-
men. Dazu gehört gute Bildung für alle. Da-
zu gehört auch die Anerkennung von Bil-
dungsabschlüssen, die Türen in allen Mit-
gliedsstaaten öffnet. 
 

Dieses sozialdemokratische Gesicht Euro-
pas ist nicht das des Raubtierkapitalismus, 
sondern das der sozialen Marktwirtschaft 
mit Chancengleichheit und gerechter Ver-
teilung.  
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Sie können mir mit Ihrer Wahl am 7. Juni 
helfen, das menschliche Gesicht Europas 
durchzusetzen. Also immer das Kreuz bei 
der SPD, denn wir sind so aufgestellt, dass 
Europa, Gemeinde und Kreise zum Wohle 
der Bürgerinnen und Bürger Hand in Hand 
gehen. 
 

Ihr Alfred Diebold 
 

 
 

Dr. Alfred Diebold, 55, Kandidat der SPD zur 
Europawahl für Südwürttemberg 
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